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Thema: Familiale Pflege Mit dem fortschreitenden demografi-
Europaweit sind die meisten Familien be- schen und soziokulturellen Wandel ge­
reit, ältere Angehörige zu pflegen. Sie winnt die Entlastung und Stärkung der 
fühlen sich jedoch in vieler Hinsicht unzu- familialen Pflege kontinuierlich an Be­
reichend unterstützt und ihre Situation deutung. 
wird durch die schlechte Vereinbarkeit 
von Pflege und Erwerbstätigkeit zusätz­
lich erschwert. 
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Die Vereinbarkeit von Pflege und Erwerbstätigkeit 

Cornelia Au und Doris Sowarka 

02 Inhaltsverzeichnis Die Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit 
und Familienarbeit wird nicht nur für die 
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Kindererziehung, sondern auch bei Hilfe-
und Pflegebedürftigkeit zum Problem. 

Die Vereinbarkeit von Pflege 2005 wurden in Deutschland von den 2,13 
und Erwerbstätigkeit Millionen Pflegebedürftigen im Sinne des 
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Pflegeversicherungsgesetzes (SGB XI) 
1,45 Millionen Menschen, dies entspricht 

Pflege durch Angehörige – 68%, zu Hause versorgt. Von diesen er-
Ergebnisse und Folgerungen hielten ca. 67,6% (980.000) ausschließlich 
aus EUROFAMCARE Pflegegeld und wurden i.d.R. durch An­

gehörige gepflegt (vgl. Statistisches Bun-
Seite 15 desamt 2007).1 Obwohl die Zahl der Pfle-
Geplanter Rechtsanspruch gegeldempfänger von 1999 bis 2005 um 
auf Pflegezeit 4,6% geringfügig sank (vgl. Statistisches 

Bundesamt 2007), ist die Pflege durch An-
Seite 17 gehörige nach wie vor die bedeutendste 
Hinweise, Projekte, Modelle Form der Versorgung im Falle einer Pflege­

bedürftigkeit. 
Seite 20 2002 erhielten insgesamt 92% der Pflege-
Buch des Monats: bedürftigen von den nächsten Angehö-
Elisabeth Bubolz-Lutz: rigen private Hilfe und Betreuung. Neben 
Pflege in der Familie den Personen, die Leistungen nach dem 
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Pflegeversicherungsgesetz erhalten, gibt 
es weitere knapp 3 Millionen Menschen, 

Zeitschriftenbibliografie die dauerhaft der Hilfe und Pflege bedür-
Gerontologie fen. 64% der privaten Hauptpflegeper-

Seite 26 
sonen unter den Leistungsbezieher-/innen 
nach dem Pflegeversicherungsgesetz und 

Bibliografie gerontologischer 62% der Hauptpflegepersonen der sons-
Monografien tigen Hilfebedürftigen waren im erwerbs-
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fähigen Alter bis einschließlich 64 Jahren. 
Die prozentualen Anteile in den Alters-

Berichte, Ankündigungen, gruppen der Hauptpflegepersonen von je-
Kurzinformationen weils Pflegebedürftigen (bzw. Hilfebe­

dürftigen) verteilten sich wie folgt: unter 
45 Jahren 16% (21%), von 45 bis 54 Jahren 
21% (18%) und von 55 bis 64 Jahren 27% 
(23%) (vgl. Schneekloth 2006).2 

1) Davon entfielen 61% auf Pflegestufe 1; 30,8% 
auf Pflegestufe 2 und 8,3% auf Pflegestufe 3. 
2) In der als MuG III bekannten repräsentativen Er­
hebung aus dem Jahr 2002 wurden sowohl Per­
sonen, die pflegebedürftig im Sinne des Pflegever­
sicherungsgesetzes waren, als auch sonstige Hilfe­
bedürftige in Privathaushalten erfasst: demnach 
erhielten 55% der Leistungsbezieher der Pflege­
versicherung in Privathaushalten ausschließlich 
private Pflege, 9% erhielten private Pflege zuzüglich 
selbst finanzierter sonstiger Hilfen, 8% nur pro­
fessionelle Pflege und 28% erhielten private und 
professionelle Pflege. Von den Sonstigen Hilfe­
bedürftigen nahmen nur 13% professionelle Hilfe 
in Anspruch. 

Zeitbedarf für familiäre Pflege – Beschäf­

tigung und Arbeitsmarktbeteiligung 

Die Hauptverantwortung für die Pflege 
übernehmen nach wie vor Frauen (73%).3 

Der Zeitbedarf für die Pflege- und Hilfe­
leistungen beträgt bei Pflegebedürftigkeit 
im Durchschnitt 36,7 Stunden pro Woche 
(bei Stufe 1: 29,4 Std., bei Stufe 2: 42,2 Std., 
bei Stufe 3: 54,2 Std. pro Woche), bei 
kognitiver Beeinträchtigung ist der Zeitauf­
wand in jeder Pflegestufe höher. Rund 
um die Uhr verfügbar sein müssen 64% 
der Hauptpflegepersonen der Pflegebe­
dürftigen, täglich stundenweise verfügbar 
noch 26%. Für Personen mit Einschrän­
kungen bei alltäglichen Verrichtungen ohne 
Pflegebedarf im Sinne des SGB XI be­
trägt der Zeitbedarf immerhin noch durch­
schnittlich 14,7 Std. pro Woche. 
Einer Voll- oder Teilzeittätigkeit gingen 
2002 nur 23% der privaten Hauptpflege­
personen nach (gegenüber 18% 1991).4 

Von den Hauptpflegepersonen der Pflege­
bedürftigen hatten aufgrund der Pflege 
10% ihre Tätigkeit aufgegeben, 11% ihre 
Tätigkeit eingeschränkt, 26% haben ihre 
Tätigkeit fortgesetzt und 51% waren zu 
Beginn der Pflege nicht erwerbstätig. 5 

Mit nur 1% ist die Inanspruchnahme von 

3) Hauptpflegepersonen bei den Pflegebedürftigen 
sind zu 28% die Ehepartner, zu 26% pflegen die 
Töchter, zu 10% die Söhne, zu 6% die Schwieger­
töchter, zu 12% die Mutter, zu 1% Väter, zu 2% 
die Enkel, zu 7% sonstige Verwandte und sonstige 
Pflegepersonen (Nachbarn, Freunde, Bekannte) 
sind mit 8% an der häuslichen Versorgung beteiligt. 
Ähnlich sieht Verteilung für die sonstigen Hilfebe­
dürftigen aus: hier entfallen 70% der Hauptpflege­
personen auf Frauen, 30% auf Männer; es sind 
zu 36% Ehepartner, zu 20% die Tochter, zu 8% der 
Sohn, zu 5% die Schwiegertochter, zu 7% die 
Mutter, zu 1% der Vater, zu 2% ein Enkel, zu 8% 
sonstige/r Verwandte/r und zu 12% Freunde, 
Nachbarn oder Bekannte, welche die Versorgung 
tragen. 
4) Schneekloth schließt aus der Steigerung des An­
teils, dass sich die Vereinbarkeit von Berufstätig­
keit und Pflege verbessert habe und sich hieraus 
auch der gestiegene Männeranteil erkläre. U.E. 
könnten auch die gestiegene Arbeitslosigkeit und 
Frühverrentung von Männern für diesen Trend mit­
verantwortlich sein. 
5) Bei den sonstigen Hilfebedürftigen verteilen sich 
die Anteile wie folgt: Zu Beginn der Pflege nicht 
erwerbstätig: 48%; die Tätigkeit aufgegeben: 4%; 
die Tätigkeit eingeschränkt: 5%; die Tätigkeit fort­
gesetzt: 40%. 
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teilstationären Pflegeangeboten (Tages­
pflege) gering ausgeprägt (vgl. Schnee­
kloth 2006). 
In einer Repräsentativbefragung aus dem 
Jahr 1998 zu den Auswirkungen der Pflege­
versicherung waren 80% der Haupt­
pflegepersonen verheiratet. Der Anteil der 
Hauptpflegepersonen im erwerbsfähigen 
Alter lag bei 68%. Nicht erwerbstätig 
waren bundesweit 64% (Westen 65%, 
Osten 56%), geringfügig beschäftigt 
waren 8% (Westen 9%, Osten 2%), bis 
zu 30 Stunden beschäftigt waren 13% 
(13% Westen, 11% Osten) und mehr als 
30 Stunden beschäftigt waren 16% 
(12% Westen, 31% Osten) der Haupt­
pflegepersonen.6 Der Vergleich des 
Erwerbsstatus der Hauptpflegeperson 
vor Einführung der Pflegeversicherung 
und zum Zeitpunkt der Befragung er­
brachte so gut wie keine Veränderung. 
Der weitaus größte Teil der Befragten war 
der Meinung, dass die Einführung der 
Pflegeversicherung ganz und gar nicht zur 
besseren Vereinbarkeit von Pflege und 
Berufstätigkeit beitrage (vgl. Schneekloth 
u. Müller 2000). 

6) Die Erwerbsbeteiligung veränderte sich durch die 
Pflege jeweils bundesweit (Westen /Osten) wie 
folgt: nicht erwerbstätig waren 39% (41% /31%); 
ihre Erwerbstätigkeit unverändert fortgesetzt hat­
ten 29% (26%/43%); ihre Tätigkeit eingeschränkt 
hatten 14% (14%/13%) und ihre Tätigkeit aufge­
geben hatten 16% (17%/11%). 

Sozialleistungen für Pflegepersonen und der Pflegestufe. Wenn Zeiten der 03 
In der häuslichen Pflege werden die Pfle- Pflegetätigkeit mit einer Erwerbstätigkeit 
geleistungen der Familienangehörigen zusammentreffen, wird die Pflegetätig-
oder anderer pflegender Personen durch keit als Beitragszeit nur dann berück-
Sozialleistungen gefördert. Im deutschen sichtigt, wenn die Erwerbstätigkeit /Be-
Sozialversicherungssystem ist es vor schäftigung nicht mehr als 30 Stunden 
allem der Leistungsbereich der Pflegever­ in der Woche ausgeübt wird. Für die Ren­
sicherung, der die häusliche Pflege durch tenversicherungspflicht der Pflegeper-
Erwerbstätige unterstützt. Da die Pflege­ sonen gilt die Beitragsbemessungsgrund­
versicherung nicht als „Vollkasko­ lage der Rechtsgebiete West bzw. Ost. 
Versicherung“ konzipiert war, finanziert Im Jahr 2005 wurden hinsichtlich der Ren-
sie eine Reihe von Leistungen mit dem tenversicherungspflicht der Pflegeper-
Ziel, die Belastungen aller pflegenden An­ sonen und ihrer Pflegeleistung in Pflege­
gehörigen in der häuslichen Pflege zu stufe 1 beitragspflichtige (fiktive, zusätz­
senken. Dazu gehören (Meyer, 2006, S.48): liche oder ausschließliche) Einnahmen von 
Sachleistungen, Geldleistungen für 644,00 Euro bzw. 541,33 Euro festgesetzt. 
selbstorganisierte Pflegehilfen, die Kom- Für diese Einnahmen aus Pflegeleistungen 
bination aus Geld- und Sachleistungen, können entsprechende Rentenbeiträge 
professionelle häusliche Pflege während für die Pflegeperson in Höhe von 125,58 
der Abwesenheit des pflegenden An- Euro bzw. 105,56 Euro von der Pflege­
gehörigen, pflegerische und technische kasse an den zuständigen Rentenversi-
Hilfsmittel, Tages- und Nachtpflege, Kurz­ cherungsträger abgeführt werden. Für 
zeitpflege. Bei Aufnahme eines Pflege- Pflegepersonen, die mehr als 30 Stunden 
bedürftigen in eine Pflegeeinrichtung in der Woche erwerbstätig sind, werden 
werden Leistungen der stationären Lang­ keine Beiträge aufgrund der Pflegetätig-
zeitpflege von der Pflegeversicherung keit abgeführt. Die Rentenversicherungs­
mitfinanziert. Nach den geltenden Rege­ pflicht kommt ebenfalls nicht in Betracht, 
lungen der Pflegeversicherung und den wenn die Pflegeperson bis zur Vollendung 
Ausführungsbestimmungen der gesetzli­ des 65. Lebensjahres nicht versichert 
chen Pflegekassen werden in der häus­ war oder nach Vollendung des 65.Lebens­
lichen Pflege für nicht erwerbstätige Pfle­ jahres eine Beitragserstattung aus ihrer 
gepersonen in Abhängigkeit von der Versicherung erhalten hat. Dagegen kön-
Pflegestufe und des Pflegeaufwands Bei­ nen die Pflegepersonen während ihrer 
tragszahlungen zur Rentenversicherung Pflegetätigkeit rentenversicherungspflich­
übernommen. Weiterhin können Pflege­ tig werden, für die aufgrund anrechen­
personen in die gesetzliche Unfallversi­ barer Kindererziehungszeiten Beiträge zur 
cherung einbezogen werden. Außerdem Rentenversicherung als gezahlt gelten. 
sind in der Arbeitslosenversicherung Rentenversicherungsfreiheit besteht, 
Hilfen vorgesehen, um die Rückkehr in wenn die allgemeinen Voraussetzungen 
das Erwerbsleben nach Beendigung der für die Rentenversicherungsfreiheit der 
Pflegetätigkeit zu erleichtern. Voraus- Pflegeperson erfüllt sind (z.B. Pensionäre, 
setzung für die Rentenversicherungs- Bezieher einer Vollrente wegen Alters, 
pflicht der Pflegeperson ist u.a. eine wö­ u.ä.). Beziehen Pflegepersonen ander­
chentliche Pflegetätigkeit ab 14 Stunden weitige Einkünfte aus Leistungen des 
(Pflegestufe 1). Die Höhe des Beitrags Sozialversicherungssystems (z.B. Arbeits­
richtet sich nach der Anzahl der Pflege­ losengeld o.ä.), erfolgt eine gesonderte 
stunden (ab 14 Std. bis mehr als 28 Std.) Prüfung. 
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04 Pflegebereitschaft und Erwerbstätigkeit 

Der Aufrechterhaltung einer Erwerbstätig­
keit der Pflegeperson wird eine nicht un­
bedeutende, zweischneidige Rolle zuge­
schrieben. Einerseits führt sie zu einer 
größeren physischen und psychischen Be­
lastung. Andererseits werden durch das 
Vorhandensein eines Gegengewichts 
Effekte der Entlastung beschrieben, wie 
Anerkennung, sozialer Kontakt, Selbst­
bestätigung, Ablenkung, Erhöhung des 
Selbstwertgefühls und der beruflichen 
Kompetenz (vgl. BMFSFJ 2006). Pflegen­
de im erwerbstätigen Alter müssen viele 
Nachteile hinnehmen, die aus einem 
vorzeitigen Ausscheiden aus der Erwerbs­
tätigkeit resultieren: Einkommensverlus­
te, Probleme beim Wiedereinstieg in den 
Beruf, Dequalifizierungsprozesse, Folgen 
für die Altersversorgung (vgl. Dressel; 
Cornelißen u. Wolf 2005). 

Die „herkömmliche Lösung der Pflege­
problematik“ (Bäcker, 2004) – Frauen 
tragen die Pflege und unterbrechen oder 
geben ihre Erwerbstätigkeit auf, nehmen 
sie nicht wieder auf oder weichen auf 
geringfügige Beschäftigungen aus – wird 
für die Zukunft weniger selbstverständ­
lich. Grund dafür ist vor allem die steigen­
de Erwerbsorientierung von Frauen und 
das weitere Anwachsen der Zahl der Pfle­
gebedürftigen aufgrund der demografi­
schen Entwicklung. Auch Blinkert und Klie 
gehen davon aus, dass sich aufgrund der 
demografischen Entwicklungen in Zukunft 
die Zahl der Pflegebedürftigen erhöht 
und sich die Chancen auf informelle Ver­
sorgung verringern. Neben der steigen­
den Erwerbstätigkeit von Frauen sehen sie 
die Pluralisierung der Lebensstile (z.B. 
wachsende Anzahl alleinlebender Älterer), 
die Heraufsetzung des Ruhestandsalters 
und damit verbunden eine häufigere 
Berufstätigkeit von Männern im höheren 
Lebensalter, einen Wertewandel (Lebens­
entwürfe geprägt von Selbständigkeit, 
Eigeninteressen und Lösung aus traditio­
nellen Bindungen) und die Veränderung 
sozialer Milieus als Faktoren, die 
wahrscheinlich zu einer Verringerung des 
informellen Pflegepotenzials beitragen 
werden. In ihren Befragungen zur Pflege­
bereitschaft von 40- bis 60- jährigen in 

Kassel 2002 und in der baden-württem­
bergischen Kleinstadt Munderkingen 2000 
waren nur 18% und 31% bereit, selbst 
die häusliche Pflege zu übernehmen. Mit 
der hypothetischen Entscheidung, dass 
eine berufstätige Tochter ihre pflegebe­
dürftige Mutter – gegen deren Wunsch 
nach häuslicher Pflege – im Heim unter­
bringt, wenn die Tochter für die Realisier­
barkeit der häuslichen Pflege ihre Be­
rufstätigkeit aufgeben müsste, waren in 
Kassel rund 75% und in Munderkingen 
knapp 60% der Befragten einverstanden. 
Dabei standen Kostenerwägungen (im 
Unterschied zu moralischen oder pragma­
tisch-technischen Erwägungen) bei den 
Begründungen im Vordergrund: benannt 
wurden vor allen Dingen Opportunitäts­
kosten, d.h. entgangene Chancen zur 
Selbstverwirklichung oder im Beruf, da­
neben die wirtschaftlichen, psychischen, 
körperlichen und sozialen Belastungen. 
Die pflegekulturellen Orientierungen ver­
schiedener sozialer Milieus unterschieden 
sich deutlich: die geringste Bereitschaft 
zum Selberpflegen war bei einem hohem 
sozioökonomischen Status und bei einem 
modernen Lebensentwurf vorhanden, 
dem „liberal bürgerlichen Milieu“. Die 
größte Bereitschaft zum Selberpflegen 
fand sich im traditionellen Unterschicht-
Milieu mit eher vormodernem Lebens­
entwurf: hier werden die tatsächlichen 
Kosten und Belastungen weniger durch 
einen Verzicht auf aussichtsreiche Mög­
lichkeiten überlagert.7 Eine Verbesserung 
der Vereinbarkeit von familiärer Pflege 
und Berufstätigkeit setzt nach Blinkert und 
Klie mindestens Veränderungen in drei 
Bereichen voraus: in der Arbeitsorganisa­
tion, insbesondere größere Flexibilität 
und Berücksichtigung von Pflegetätigkei­
ten; der Ausweitung und Differenzierung 
von Angeboten an ambulanten und teil­
stationären Diensten und Veränderungen 

7) Neben dem sozialen Milieu war der Unterschied 
Groß-/Kleinstadt für den Einfluss von Kostenerwä­
gungen für die Pflegebereitschaft von Bedeutung. 
Keinen Einfluss hatten dagegen das Alter, das 
Geschlecht, der Familienstand, die Konfession oder 
die Religiosität, der Erwerbsstatus und die Pflege­
erfahrungen. Jedoch beeinflussten diese Faktoren 
die Wahrscheinlichkeit für einen vormodernen oder 
modernen Lebensentwurf. 

in den pflegekulturellen Orientierungen 
hin zu einer Bereitschaft zu „gemischten 
Pflegearrangements“. Die Verbesserung 
der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf 
sehen sie als einen wichtigen Faktor, um 
die nachhaltige Sicherung der Pflegebe­
reitschaft zu gewährleisten (vgl. Blinkert 
u. Klie 2004). 
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05 Über die mit dem Alter, Familienstand, Er­
werbsstatus und Qualifikationsniveau der 
Erwerbstätigkeit zusammenhängenden 
Trends zur Aufgabe bzw. Weiterführung 
einer Berufstätigkeit hat Dallinger berich­
tet. Bildungsabschluss und beruflicher 
Beschäftigungsstatus bestimmen dem­
nach darüber mit, inwieweit Pflegeperso­
nen ihre Erwerbsbeteiligung einschränken 
oder vollständig aufgeben. Hierzu wurde 
der Trend ermittelt, dass Pflegepersonen 
mit höheren Bildungsabschlüssen (Real­
schule, Gymnasium) eher ihre Erwerbs­
tätigkeit fortsetzen als Personen mit nied­
rigeren Bildungsabschlüssen (Volksschul­
abschluss bzw. ohne Schulabschluss). 
Außerdem reduziert die Gruppe mit höhe­
ren Bildungsabschlüssen ihre Erwerbs­
beteiligung weniger bzw. gibt sie als Pfle­
geperson nicht auf. Dallingers Analysen 
(1997a, S. 147) belegen z.B., dass sich die 
Gruppe der Hauptpflegepersonen, die 
ihre Erwerbstätigkeit aufgegeben oder re­
duziert hat, zu 70,8% aus Personen mit 
einem Volksschulabschluss bzw. ohne 
Abschluss zusammensetzt, gefolgt von 
23,6% an Personen mit Realschulab­
schluss und 5,2% mit Gymnasium. In der 
Gruppe, die ihre Erwerbstätigkeit fort­
geführt hat, sind 54,5% mit Volksschul­
abschluss bzw. ohne Abschluss, 31,9% 
mit Realschulabschluss und 9,9% mit 
Gymnasium vertreten. Pflegepersonen 
mit höheren Bildungsabschlüssen über­
treffen daher innerhalb ihrer Bildungs­
gruppe den Prozentsatz derjenigen, die 
ihre Erwerbsbeteiligung fortgesetzt haben 
(41,8%) verglichen mit denen, die sie re­
duziert oder aufgegeben haben (28,8%). 
Bei Pflegepersonen mit niedrigerem Bil­
dungsabschluss ist das Gegenteil der Fall, 
d.h. der Prozentsatz der Pflegepersonen, 
die ihre Erwerbsbeteiligung aufgegeben 

oder reduziert haben (70,8%) ist höher als 
der Prozentanteil an Pflegepersonen, die 
ihre Erwerbsbeteiligung fortgesetzt haben 
(54,5%). Für Personen mit geringerem 
Bildungsabschluss ist es jedoch nicht un­
wahrscheinlich, dass die geringere Er­
werbsbeteiligung und die Abnahme der 
Erwerbsquote mit Bedingungen auf dem 
Beschäftigungsmarkt für Ältere in ihren 
Fünfzigern und Sechzigern zusammen­
hängt und Nicht-Erwerbstätige eher dazu 
neigen, die Pflegerolle zu übernehmen. 

Schneider, Drobnic und Blossfeld unter­
suchten auf der Grundlage des Sozio­
ökonomischen Panels 8, wie sich das Vor­
handensein von pflegebedürftigen Per­
sonen im Haushalt auf das Erwerbsverhal­
ten verheirateter Frauen, die im Alter 
zwischen 40 und 65 Jahren zu irgendeinem 
Zeitpunkt erwerbstätig waren, auswirkte. 
Von dieser Gruppe hatten 3% mindestens 
in einer der Erwerbstätigkeitsepisoden 
einen Pflegefall im Haushalt. An die 25% 
dieser Frauen waren mit der zu pflegen­
den Person verheiratet, 75% waren Töch­
ter oder Schwiegertöchter, welche die 
Pflege intergenerationell erbrachten. Das 
Eintreten eines Pflegefalls im Haushalt 
hat die Erwerbsunterbrechungsrate um 
146% erhöht. Mit zunehmender Arbeits­
markterfahrung waren Erwerbsunter­
brechungen unwahrscheinlicher. Frauen 
aus Ostdeutschland hatten eine gerin­
gere Unterbrechungsneigung. Auch die 
Bildung und das Haushaltseinkommen 
beeinflussten die Berufsaufgabe, wobei 
der Bildungseffekt mit der Höhe des 
Haushaltseinkommens abnahm. Der Über­
gang von einer Vollzeit- in eine Teilzeit­

8) Der Untersuchungszeitraum begann in West­
deutschland im Juli 84 und in Ostdeutschland im 
Juli 91 und endete im Dezember 1996 vor Einfüh­
rung der Pflegeversicherung, d.h. professionelle 
Pflegeleistungen mussten i.d.R. aus den Haus­
haltseinkommen finanziert werden. 
9) Ältere Kinder im Haushalt sind leichter mit einer 
Erwerbstätigkeit zu vereinbaren als eine pflege­
bedürftige ältere Person im Haushalt. Als Gründe 
benennen die Autoren, dass die Betreuung älterer 
Menschen weniger flexibel gestaltet werden kann 
(Fixierung auf die Hauptbetreuungsperson, weniger 
leicht bei Besorgungen mitzunehmen, fehlende 
Einrichtungen für stundenweise Betreuung tags­
über). 

tätigkeit war eher selten, im Unterschied 
zur Situation, wenn Kinder zu betreuen 
sind.9 Dies gehe zu Lasten von Frauen: 
aus Arbeitsmarktstudien sei bekannt, dass 
Erwerbsunterbrechungen im Vergleich 
zu Teilzeitarbeit eine negativere Wirkung 
auf den weiteren Einkommens- und 
Karriereverlauf von Frauen haben. Ein wei­
teres Ergebnis war, dass bei Frauen mit 
hohem Einkommen der Konflikt zwischen 
Erwerbstätigkeit und Pflege besonders 
hoch ist, gleichzeitig aber mit steigender 
Höhe des Haushaltseinkommens eine 
Erwerbsunterbrechung auch bei hohen 
eigenen Einkommen wahrscheinlicher 
ist. Daneben sind Erwerbsunterbrechun­
gen überhaupt nur möglich, wenn genug 
Haushaltseinkommen verfügbar ist. 

Maßnahmen zur Vereinbarkeit 

Meier (2006) weist darauf hin, dass die 
pflegerische Versorgung der Bevölkerung 
in der Sozialen Pflegeversicherung als ge­
samtgesellschaftliche Aufgabe formuliert 
ist und daher nicht in der Verantwortung 
von wenigen sozialen Gruppen liegt. 
Innerhalb der Pflegeversicherung ist der 
Vorrang der häuslichen Pflege und die 
Unterstützung der Pflegebereitschaft von 
Angehörigen und Nachbarn formuliert, 
damit die Pflegebedürftigen möglichst 
lange in ihrer häuslichen Umgebung blei­
ben können. Die Unterstützung der Pfle­
gebereitschaft für ältere Angehörige wird 
sich allem Wissen nach auch in Zukunft 
größtenteils auf Frauen und Männer in 
ihren Fünfzigern und Sechzigern richten, 
die vielleicht in höherem Umfang als 
gegenwärtig erwerbstätig sind und dies 
mit der Angehörigenpflege vereinbaren 
können und wollen. Es bedarf daher er­
weiterter Rahmenbedingungen und neuer 
Wege, die für die Vereinbarkeit von Er­
werbstätigkeit und Angehörigenpflege 
förderlich sind. Diese Sichtweise ist in der 
fachwissenschaftlichen Diskussion kei­
neswegs neu und wird seit Mitte der 90er 
Jahre im Hinblick auf umfassendere 
sozialpolitische und betriebliche Maßnah­
men (Bäcker u. Stolz-Willig 1997; Beck, 
Naegele u. Reichert, BMFSFJ 1997; Nae­
gele, BMFSFJ 1996) aus nationaler und 
international vergleichender Perspektive 
diskutiert. 
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06 Meyer (2006) listet ein breites Spektrum 
an Maßnahmen auf (S.28), das die be­
kannten Belastungen von erwerbstätigen 
Pflegepersonen mildern oder abfedern 
könnte: Ausweitung der rechtlichen Re­
gelungen, Freistellungen von der Er­
werbstätigkeit, Förderung der weiteren 
Professionalisierung der Pflege, der 
Arbeitsmarktchancen von Männern und 
Frauen und stärkere Förderung der Be­
reitschaft von Männern zur Übernahme 
von Pflegeaufgaben sowie Fortbildungs­
und Wiedereingliederungsmaßnahmen 
nach Erfüllung familiärer Pflegeaufgaben 
und Rückkehr auf den Arbeitsmarkt. Kon­
krete Vorschläge beziehen sich auf den 
öffentlichen Dienst, der als größter Arbeit­
geber eine Vorreiterfunktion einnehmen 
sollte, insbesondere bei der Schaffung 
von Möglichkeiten des Job-Sharing, der 
Freistellungen von Männern und Frauen 
aufgrund privater Pflege- und Unterstüt­
zungsaufgaben und im Sinne eines 
Ausgleichs der geschlechtsspezifisch un­
gleich verteilten Chancen einer Work-Life 
Balance. Eine zentrales Instrument für 
die Vereinbarkeit von Arbeit und familiären 
Unterstützungsaufgaben ist die in vielen 
Betrieben bereits eingeführte flexible 
Arbeitszeit. Ferner wird die Rolle der Füh­
rungskräfte auf der unteren und mittleren 
Ebene thematisiert, da sie die Ausge­
staltung von formellen und informellen 
Lösungen bei auftretenden Problemen 
und die Herstellung einer für die Bedürf­
nisse der Arbeitnehmer adäquaten Ar­
beitsatmosphäre beeinflussen. Steuerer­
leichterungen für kleine und mittelgroße 
Betriebe für die Einleitung spezifischer 
Maßnahmen und effektivere, an den 
Arbeitnehmerbedürfnissen ausgerichtete 
lokale Sozial- und Pflegedienste und de­
ren Kooperation mit den Betrieben runden 
das vorgeschlagene Maßnahmenpaket 
ab. Von den großen Betrieben wird die 
Umsetzung der im Jahre 2001 verabschie­
deten Beschlüsse zur Förderung der 
Gleichstellung von Männern und Frauen 
gefordert und die Einrichtung von Maß­
nahmen, mit denen die Situation von Fa­
milien innerhalb der Betriebe verbessert 
werden kann. 

Bäcker (2004) hat auf das Problem hinge­
wiesen, dass sich die Regelungen von 
Arbeitsorganisation und Arbeitszeit haupt­
sächlich an den betrieblichen Anforder­
ungen orientieren und diese „strukturelle 
Rücksichtslosigkeit“ gegenüber außer­
beruflichen, lebensweltlichen Anforde­
rungen auf Dauer nicht im Interesse der 
Betriebe liegen kann. Eine vorzeitige 
Berufsaufgabe bedeute für die Betriebe 
auch einen Verzicht auf Humankapital­
investitionen; eine längere berufliche Ab­
wesenheit oder Freistellung wiederum 
führe zu Anpassungsproblemen bei der 
Wiederbeschäftigung. Kennzeichnend für 
den Zeitrhythmus und die Anforderungs­
strukturen der Pflege sind einerseits Kon­
stanz und Berechenbarkeit, andererseits 
die Notwendigkeit zur Flexibilität. Hin­
sichtlich der Arbeitszeitgestaltung sollten 
daher betriebliche Zeitbedarfe mit Be­
triebsangehörigen, die neben ihrer Arbeit 
pflegen, besser abgestimmt werden, weil 
die Dauer und chronologische Dimension 
der Arbeitszeit für den Umgang mit der 
Doppelbelastung entscheidend sind. In der 
Zwischenzeit existiert in den Betrieben – 
nicht zuletzt aus ökonomischen Gründen 
– eine Vielzahl an variablen Arbeitszeit­
modellen und die Auflösung der starren, 
klar strukturierten Normalarbeitszeit und 
Ausdünnung der Woche als gültigem 
Bezugsrahmen ist schon gegeben (Teil­
zeit, Flexibilisierung, Variabilisierung 
der Arbeitszeit). In der Regel sind jedoch 
pflegende Angehörige auf die tägliche 
Reduzierung der Arbeitszeit und auf Plan­
barkeit und Verlässlichkeit der Arbeits­
zeitgestaltung angewiesen. Wechselnde 
und unregelmäßig gestaltete Arbeits­
zeitmodelle (z.B. in Monats- oder Jahres­
dimensionen als Ausgleich für Mehrarbeit 
anfallende Freizeitblöcke) helfen den Er­
werbstätigen nicht, um konfligierende An­
forderungen zwischen Pflege und Beruf 
zu vereinbaren (vgl. Bäcker 2004). Ob und 
inwieweit es gesetzlicher und/oder kol­
lektivvertraglich vereinbarter Regelungen 
bedarf, die mit Rechtsansprüchen verse­
hen und im Konfliktfall gegen den Betrieb 
durchsetzbar sind, wird derzeit kontrovers 
diskutiert. Das angestrebte politische Ziel 
einer solchen Regelung könnte es sein, 
Rechte für alle Beschäftigten zu schaffen, 

die neben ihrer Arbeit pflegen, aber eine 
geringe Verhandlungsmacht gegenüber 
den Betrieben haben (vgl. Bäcker und 
Stolz-Willig 1997; Bäcker 2004). 

Unter dem Begriff der Pflegezeit (s.a. 
auch Engstler in diesem Heft) werden 
Forderungen zu Freistellungsansprüchen 
für Erwerbstätige bei der Pflege ihrer 
älteren Angehörigen aufgestellt, die ver­
einzelt als politische Anfragen vorgetra­
gen wurden (Meyer 2006). Damit wird 
ein gesetzlicher Regelungsbedarf ange­
sprochen, der dem häuslichen Unter­
stützungs- und Pflegebedarf von zuneh­
mend mehr älteren Menschen bei gleich­
zeitiger Erwerbsbeteiligung ihrer Pflege­
personen (gegenwärtig meist Frauen) 
besser entspricht. Aus den bisherigen Er­
fahrungen der pflegenden Angehörigen 
heraus konnte sich zudem die Einsicht 
verbreiten, dass die Problematik der Ver­
einbarkeit von Erwerbstätigkeit und 
Familie lebenszyklisch auftreten kann und 
keineswegs von kurzer Dauer oder mit 
dem Abschluss der Kindererziehungs­
zeiten bzw. den Neuregelungen im Bun­
deseltern- und Elternzeitgesetz (BEEG 
v. 5.12.2006) beendet ist. Erwerbstätige, 
die zusätzlich zu ihrer Arbeit ältere An­
gehörige pflegen, können sich seit 2001 in 
ihrer arbeitsrechtlichen Absicherung auf 
das Gesetz über Teilzeitarbeit und befris­
tete Arbeitsverträge (TzBfG in Kraft seit 
1.1.01) beziehen. Dieses räumt generell al­
len Beschäftigten die Möglichkeit ein, 
ihre Arbeitszeit bei Bedarf zu reduzieren. 
Bei betriebsbedingten Gründen oder 
Sachzwängen kann jedoch dieser An­
spruch zurückgewiesen werden. 

Die langfristigen Auswirkungen von redu­
zierten Arbeitszeiten infolge der Pflege 
älterer Angehöriger auf den tatsächlichen 
und versicherten Arbeitsverdienst und 
damit auf die eigene Alterssicherung sind 
für Pflegepersonen (meist Frauen) eben­
so bekannt wie mögliche berufliche Ab­
striche. In diesem Sinne wird man den 
früher geäußerten Vermutungen zustim­
men können, dass Erwerbstätige, die 
neben ihrer Arbeit ältere hilfe- und pflege­
bedürftige Angehörige pflegen und des­
wegen Einkommensverluste, Einbußen 
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07 ihrer eigenen Alterssicherung und beruf­
liche Abstriche hinnehmen, stärker ab­
gesichert werden sollten. Insbesondere, 
wenn sich in der Zukunft der potenzielle 
Kreis an Erwerbstätigen vergrößert, 
die ihre Erwerbstätigkeit wegen der Pfle­
ge älterer Angehöriger nicht mehr ein­
schränken, unterbrechen oder aufgeben 
können oder wollen, weil das eigene 
Haushaltseinkommen keine Einbußen im 
Arbeitsverdienst oder der eigenen Alters­
sicherung zulässt (vgl. Bäcker und Stolz-
Willig 1997, Naegele 1997). 

Aus Sicht der Betroffenen 

In der internationalen Literatur liegen vie­
le Erkenntnisse darüber vor, wie Erwerbs­
tätige die Vereinbarkeitsproblematik er­
leben. In einer exemplarischen Studie aus 
dem europäischen Ausland (Mooney & 
Stathan, 2002) wurde gefragt, welche 
Praktiken am Arbeitsplatz hilfreich wären, 
um 50-Jährigen und älteren die Verein­
barkeit von Erwerbstätigkeit und Pflege 
zu ermöglichen. Zwischen den befragten 
Pflegenden und (noch) Nicht-Pflegenden 
bestanden nur wenige Unterschiede 
und beide Gruppen befürworteten eine 
familienfreundliche betriebliche Praxis. 
Tabelle 1 zeigt die am häufigsten genann­
ten Maßnahmen. 

Was würde helfen? 

- Flexible Arbeitszeiten 
- Arbeitszeitreduzierung 
- Unbezahlte Freistellung 
- Heimarbeit für einen Teil der Arbeitszeit 
- Berücksichtigung von Notfallsituationen 
- Verfügbarkeit beruflicher Unterbrechungen 
- Beratung/Helpline 
- Tagespflege für Ältere an der Arbeitsstätte 
- Andere 

Flexible Arbeitszeiten führen die Liste der 
Unterstützungsformen an und wurden 
von einem höheren Anteil der Nicht-Pfle­
genden (71%) als der Pflegenden (61%) 
genannt. Aus den Analysen von Fallstudi­
en kam der zentrale Befund, dass Be­
schäftigte mit und ohne flexible Arbeits­
zeiten keine Auswirkungen ihrer Pflege­
verantwortung auf die Erwerbsarbeit 
erlebt haben. Es war erkennbar, dass Be­
schäftigte ohne flexible Arbeitszeiten 
Pflegeerfordernisse mit der Arbeit in Ein­
klang bringen konnten. Allerdings war 
diese Situation eng an die Verfügungs- und 
Weisungsfreiheit des Vorgesetzten ge­
knüpft. Nach Ansicht der Befragten hatte 
es sich als hilfreich erwiesen, wenn Vor­
gesetzte die Vereinbarkeitsproblematik 
von Erwerbstätigkeit und Angehörigen­
pflege aus eigener Erfahrung kannten. Hin­
sichtlich der Arbeitszeitreduzierung wur­
den bekannte Tatsachen der Teilzeitarbeit 
in Bezug auf Bezahlung, Haushaltsein­
kommen und spätere Rentenansprüche an­
geführt, obwohl die Arbeitszeitreduzie­
rung aufgrund von Pflegeleistungen breite 
Zustimmung fand. Ein klares Thema war 
die Flexibilität, je nach familiären Umstän­
den in Teil- und Vollzeitbeschäftigung zu 
wechseln und der Wunsch, die eigene Er­
werbstätigkeit fortzusetzen. In diesem 
Sinne müsse das Geschäftsmodell für fle­
xible Arbeitszeiten angesichts des demo­
grafischen Wandels weiter entwickelt 
werden und das Recht auf informell ge­
leistete Pflege einbeziehen. 

% 

66 
63 
51 
50 
46 
36 
34 
25 
11 

Mit Blick auf arbeitsbedingte Schwierig­
keiten wurde aus Sicht der Betroffenen 
berichtet, dass das Verlassen des Arbeits­
platzes nur bei informeller Pflege für die 
engsten Angehörigen gewährt wurde, 
oder dass in flexiblen Zeitreglements das 
Verlassen oder Fernbleiben vom Arbeits­
platz vorher beantragt werden musste 
und bei nicht vorhersehbaren Krisen oder 
Notfallsituationen der informellen Pflege 
nicht einzuhalten war. Viele Interviewten 
haben die Möglichkeiten von Pflegezeiten 
und Rückkehrmodellen in die Erwerbs­
arbeit thematisiert und dabei ökonomisch 
argumentiert. Informell geleistete Pflege 
spare sowohl den Kommunen wie dem 
Staat hohe Ausgaben und es sei berech­
tigt, dass in die Unterstützung der Pflegen­
den mehr als bisher investiert wird. An­
dere legten rechnerisch darauf Wert, dass 
in ihre Ausbildung viel Geld investiert 
wurde und es verloren sei, wenn sie wegen 
informeller Pflege ihre Erwerbstätigkeit 
aufgeben müssten. Es war ein zentrales 
Ergebnis des Survey, dass die meisten 
Befragten weder Kenntnis über die An­
sprüche von Pflegenden noch über die da­
rauf bezogene Unternehmenspolitik 
hatten. Eine Anlauf- und Beratungsstelle, 
in der sich die Beschäftigten über die 
Arbeitgeberpolitik und die Verfügbarkeit 
lokaler Dienste informieren könnten und 
die über Vergünstigungen und Ansprüche 
von Pflegenden oder Pflegebedürftigen 
Bescheid weiß, würde hier Zeit sparen 
und Stress reduzieren. 

Tabelle 1: Was würde helfen? 

(n=928, Angaben in Prozent) Quelle: Mooney & Stathan, 2002, S. 33
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08 Professionelle Dienste für ältere Men­
schen und pflegende Angehörige müssen 
in ausreichender Zahl leicht verfügbar 
und qualitativ hochwertig sein, wenn sie 
von Älteren angenommen und zugleich 
für Beschäftigte mit Pflegeverantwortung 
als Entlastung erlebt werden sollen. Als 
Beispiele werden angeführt: Mehr Haus­
besuche von geriatrisch ausgebildeten 
Fachkräften, kürzere Wartezeiten für Fuß­
pflege, mehr Tageseinrichtungen mit in­
teressanten Aktivitätsangeboten für ältere 
Menschen, mehr Unterstützungsange­
bote für Pflegende, Essen auf Rädern, 
fahrende Bibliotheken, betreutes Wohnen, 
soziale Clubs etc. Insgesamt werden viel­
fältige Unterstützungsangebote benötigt 
und seitens der Arbeitgeber müssen flexi­
ble Regelungen gefunden werden, welche 
die individuellen Umstände von Beschäf­
tigten miteinbeziehen. 

Im Einklang mit einer wachsenden Zahl 
von Wissenschaftlern wird von vielen Be­
fragten ein grundsätzliches Umdenken 
über das Wesen der Arbeit und Pflege ge­
fordert, damit die ‚Ethik der bezahlten 
Arbeit’ mit einer ‚Ethik der Pflege’ verein­
bart werden kann. Die Befragten wiesen 
eine Organisationskultur zurück, die rund 
um den Globus alle Arbeitnehmer dazu 
nötigt, in ihren Arbeitsstätten so zu han­
deln, als ob es kein Zuhause, keine Fami­
lie und keine Pflegeverantwortlichkeiten 
gäbe. 

Dipl.-Psych. Cornelia Au und Dr. Doris 
Sowarka sind wissenschaftliche Mitar­
beiterinnen in den Bereichen Informa­
tionssystemen und Forschung am DZA. 

Kontakt: Tel. (030) 260740-89 / -82 
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Pflege durch Angehörige – Ergebnisse und Schlussfolgerungen 
aus der europäischen Untersuchung EUROFAMCARE 

Dr. phil. Hanneli Döhner, Dipl. Psychogeront. Susanne Kohler, Dipl.- Geront. Daniel Lüdecke 

Nach wie vor ist die Bereitschaft, hilfs­
oder pflegebedürftige ältere Angehörige 
zu pflegen in ganz Europa in den meisten 
Familien hoch. Auf Grund des demogra­
fischen und soziokulturellen Wandels be­
steht jedoch Anlass zu der Annahme, 
dass das Potenzial an pflegenden Ange­
hörigen abnehmen wird. Hinzu kommen 
hohe Belastungen durch die Pflege, 
die einen erheblichen Einfluss auf Gesund­
heit und Lebensqualität der Pflegenden 
haben. Pflegende Angehörige stellen eine 
gesellschaftlich sehr relevante Gruppe 
dar, die auch von erheblicher ökonomi­
scher Bedeutung ist, aber bislang zu wenig 
Beachtung findet. Unsere Gesellschaft ist 
gut beraten, das familiale Pflegepotenzial 
zu fördern und die pflegenden Ange­
hörigen so zu entlasten und zu unterstüt­
zen, dass sie sich weiterhin zur Übernah­
me von Pflege entscheiden und bereits 
begonnene Pflege in dem Ausmaß weiter 
führen können, das ihre Gesundheit nicht 
gefährdet. 

Die EU-Studie EUROFAMCARE 

Das Projekt EUROFAMCARE 1 hat einen 
europäischen Überblick über die Situation 
pflegender Angehöriger von älteren 
Menschen hinsichtlich der Existenz, Be­
kanntheit, Verfügbarkeit, Nutzung und 
Akzeptanz von unterstützenden Maßnah­
men erarbeitet. Darüber hinaus werden 
typische Pflegesituationen und der damit 
verbundene Entlastungs- und Unterstüt­
zungsbedarf beschrieben. Dadurch soll ein 
besseres Verständnis der Kluft zwischen 
Wünschen, Erwartungen sowie dem 
Bedarf der Pflegenden und der Realität der 
Pflegesituation erlangt und ein Beitrag 
zum aktiven Wandel in Einstellungen/Kon­
zepten /Verhalten geleistet werden. Ein 
zentrales Anliegen ist die Förderung eines 
partnerschaftlichen Ansatzes zwischen 
pflegenden Angehörigen, professionellen 
Anbietern und pflegebedürftigen älteren 
Menschen. Dazu wurden in 23 europäi­
schen Ländern Hintergrundberichte über 
die Situation pflegender Angehöriger er­
stellt. Der Kern des Projektes besteht aus 
Interviews in sechs europäischen Ländern 
(Deutschland, Griechenland, Italien, 
Polen, Schweden, Vereinigtes Königreich) 
mit je ca. 1.000 pflegenden Angehörigen 
von älteren Menschen zu ihrer Pflegesitua­
tion. Die Zielgruppe der Sechs-Länder-
Studie waren Angehörige, die mindestens 
vier Stunden pro Woche einen Pflegebe­
dürftigen ab 65 Jahre pflegen/betreuen – 
also damit die Gruppe der Hilfs- und 
Pflegebedürftigen älteren Menschen um­
fassen. Ergänzend wurde eine kleinere 
Anbieterbefragung durchgeführt. 

1) Das EUROFAMCARE Projekt (www.uke.uni­
hamburg.de/eurofamcare) wurde von der Europäi­
schen Union im 5. Rahmenprogramm für Forschung, 
technologische Entwicklung und Demonstration 
(Vertragsnummer: QLK6-CT-2002-02647) gefördert. 
Das EUROFAMCARE Konsortium bestand aus: 
Deutschland: Döhner H (Projektkoordination), 
Kofahl C, Lüdecke D, Mnich E (Hamburg) und Roth­
gang H, Becker, R (Bremen); Griechenland: Mes­
theneos E (PL: Projektleitung), Triantafillou J (PL), 
Prouskas C; Italien: Lamura G (PL), Balducci C, 
Melchiorre MG, Quattrini S, Spazzafumo L; Polen: 
Bien B (PL), Wojszel B, Synak B, Czekanowski P, 
Bledowski P; Schweden: Öberg B (PL), Krevers B, 
Johansson SL; UK: McKee K (PL), Barber L, Brown 
J, Nolan M; AGE – The European Older People 
Platform: Parent A-S (PL), Patel J, Dauréle C 

In allen sechs Ländern ist die familiale 
Pflege, vor allem durch Frauen, nach wie 
vor die dominante Pflegeform. Allerdings 
zeigen sich in den Pflegearrangements, 
deren Rahmenbedingungen und den Vo­
raussetzungen zur Übernahme der Pflege 
erhebliche Unterschiede. Grundsätzlich 
ist nach wie vor die Bereitschaft zur Über­
nahme familialer Pflege hoch. Noch aus­
geprägter ist die Pflegekontinuität: Nach 
einer längeren Pflegephase durch die Fa­
milie in der eigenen Häuslichkeit wird die 
Unterbringung in einem Pflegeheim nur 
sehr selten in Erwägung gezogen – auffal­
lend selten bei hoher Pflegebedürftigkeit 
mit entsprechend hoher Belastung. Im 
Folgenden werden ausgewählte Ergeb­
nisse der deutschen Teilstudie (Interviews 
mit 1.003 pflegenden Angehörigen) dar­
gestellt. 

Beschreibung der deutschen Unter­

suchungsgruppe 

Die befragten pflegenden Angehörigen 
waren im Durchschnitt 54 Jahre alt, 76% 
von ihnen waren Frauen, 53% Kinder der 
Pflegebedürftigen und 18% (Ehe)partner. 
Die Pflegebedürftigen waren im Durch­
schnitt 80 Jahre alt, zu 69% Frauen. Aus 
Sicht der pflegenden Angehörigen sind 
sie zu 38% stark, zu 33% mäßig und zu 
23% leicht hilfsbedürftig. 7% werden als 
überwiegend unabhängig eingeschätzt. 
Obgleich die betreuten älteren Menschen 
von den Pflegenden zu 72% als stark oder 
mäßig hilfsbedürftig eingeschätzt wurden 
(definiert angelehnt an ADL und IADL), er­
halten nur knapp 60% von ihnen Leistun­
gen der Pflegeversicherung (davon: 33% 
Pflegestufe (PS) 1, 42% PS 2 und 25% PS 3 
bzw. PS 3+). Gut 30% hatten noch keinen 
Antrag gestellt und bei etwa 10% wurde 
die Einstufung abgelehnt oder das Verfah­
ren lief noch. 

Familiale Pflege hat im Durchschnitt den 

Umfang einer Vollzeitbeschäftigung 

Viele pflegende Angehörige definieren sich 
selbst nicht als solche, obwohl sie die 
alltägliche Pflegearbeit leisten. Eine erste 
Voraussetzung für erforderliche Interven­
tionen zur Entlastung und Unterstützung 
der familialen Pflege besteht also darin, 
die Selbst- und Fremdidentifikation der 
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Abbildung 1: Durchschnittliche Pflegestunden pro Woche (n=1003, Mittelwerte) 

Gruppe der pflegenden Angehörigen zu aufwenden, die in einem Heim leben. 
ermöglichen. Etwa 40% der Befragten Die folgende Tabelle (1) zeigt die Haupt­
pflegten ihren Angehörigen bereits länger gründe der Pflegebedürftigkeit im Sechs-
als 3 Jahre, davon 5% sogar über 10 Jahre. Länder-Vergleich. Die von den pflegenden 
In unserer Untersuchung, in der ein Ein- Angehörigen genannten Gründe für die 
schlusskriterium für die pflegenden Ange- Pflegebedürftigkeit in der deutschen Teil­
hörigen war, dass sie mindestens 4 Stun- studie weichen nicht sehr stark von der 
den pro Woche ein Familienmitglied im Gesamtstichprobe ab. 
Alter ab 65 Jahre pflegten/betreuten, be­
trug der Umfang der durch die Hauptbe- Bei den Gründen, die für die Übernahme 
treuungsperson geleisteten Pflege (Abbil- der Pflege als entscheidend angegeben 
dung 1) im Durchschnitt 39 Stunden pro wurden (Tabelle 2), weichen die deutschen 
Woche – also die Dauer einer Vollzeitbe- Ergebnisse deutlich von den übrigen 
schäftigung – und dies obgleich viele Ländern ab. So wurde wesentlich häufiger 
Pflegende außerdem erwerbstätig waren. genannt: „Pflege/Betreuung gibt mir ein 
Bei schwerer Pflegebedürftigkeit sind gutes Gefühl (84%)“, „keine Alternative/ 
die Pflegezeiten wesentlich höher. In Pfle- es war notwendig“ (64%) und „Kosten 
gestufe 3 wurde die Pflegezeit mit durch- für professionelle Hilfe zu hoch“ (45%). 
schnittlich 81 Stunden angegeben. Für Erheblich nach unten abweichend ist die 
manche überraschend ist vielleicht auch Angabe „eher zufällig und ohne bewusste 
der hohe Betreuungsaufwand von durch- Entscheidung hineingerutscht“ (30%). 
schnittlich 11 Stunden pro Woche, die An­
gehörigen für die Pflege alter Menschen 

EL IT UK SE PL DE Summe 

Körperliche Erkrankung/Behinderung 18,6 43,6 24,8  30,9 

Mobilität 29,5 9,7 27,9  20,5 

„Alters-Verfall“/Hochaltrigkeit 10,7 28,0 21,1  17,5 

Gedächtnisprobleme/Kognitive Einschränkungen 19,0 4,9 14,9  10,6 

Keine Selbstversorgungskompetenz 11,1 0,7 10,0 6,9 

Sensorische Probleme 4,9 2,6 3,8 3,8 

Soziale Gründe, Einsamkeit 5,7 0,4 2,2 3,5 

Gefühl der Unsicherheit 7,8 0,5 0,3 1,7 3,2 

Psychische/psychiatrische Erkrankungen 2,5 1,0 1,5 1,8 

Andere Gründe 1,1 1,3 

Tabelle 1: Hauptgründe der Pflegebedürftigkeit (n=5.923; in %) 
Anmerkungen: niedrigste Werte=unterstrichen, höchste Werte=kursiv 
EL=Griechenland; IT=Italien; UK=Großbritannien; SE=Schweden; PL=Polen; DE=Deutschland 
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11 Entwicklung von Pflegearrangements 

Wie sich die zukünftigen Pflegearrange­
ments, d.h. die individuelle Zusammen­
stellung der in die Pflege einbezogenen 
Personen, entwickeln werden, hängt ent­
scheidend davon ab, in welchem Umfang 
familiale Pflegepersonen zur Verfügung 
stehen. Diesbezüglich sind zumindest vier 
Trends zu beachten: 

– Demografisch bedingt sinkt das 
„(Schwieger) Töchterpotenzial“, das für 
die Pflege eine entscheidende Rolle 
spielt. 

– Für die Zukunft ist mit einer höheren 
Erwerbsbeteiligung von Frauen zu 
rechnen. Berufstätigkeit und Pflege sind 
in Deutschland nur schwer miteinander 
vereinbar. 

– Der Anteil der Einpersonenhaushalte 
innerhalb der Altenbevölkerung wird 
sich weiter erhöhen. In diesen Haushal­
ten sind das familiale Pflegepotenzial 
und damit auch die Wahrscheinlichkeit, 
lediglich das Pflegegeld in Anspruch 
zu nehmen, naturgemäß geringer als in 
Mehrpersonenhaushalten. 

Emotionale Bindung (Liebe, Zuneigung) 96,8 90,5 92,6  94,5 

Gefühl der Verpflichtung 67,7 91,6 85,8  81,4 

Persönlich moralische Verpflichtung 57,4 93,7 90,9  80,6 
gegenüber meinem Familienmitglied 

Pflege/Betreuung gibt mir ein gutes Gefühl 56,4 82,2 74,0 

Angehöriger würde nicht wollen, dass 43,5 62,9 62,1  52,3 
jemand anders pflegt oder betreut 

Keine Alternative/es war notwendig 30,3 64,4 47,6 

Eher zufällig und ohne bewusste 
Entscheidung hineingerutscht 65,3 29,5 42,7 

Religiöse Überzeugung 8,2 67,7 24,7  33,9 

Kosten für professionelle Pflege zu hoch 14,8 45,1 33,5 

Wirtschaftliche Vorteile 4,3 13,2 12,3 9,1 

– Schließlich ist davon auszugehen, dass 
die Anerkennung der pflegerischen Ver­
sorgung als eine gesamtgesellschaft­
liche Aufgabe, das meint: die „Pflicht zu 
pflegen“ als kulturelle Norm, weiter ge­
schwächt wird. Dies trägt dazu bei, dass 
die Pflegebereitschaft sinken und das 
Pflegepotenzial weniger ausgeschöpft 
werden wird. 

Auch wenn es kleinere gegenläufige Ent­
wicklungen gibt – z.B. den Anstieg des 
Anteils pflegender Männer von 17% im 
Jahr 1991 auf 27% im Jahr 2002, der vor­
wiegend durch die Zunahme des Partner­
pflegepotenzials erklärt werden kann – 
dürften diese zum Teil demografisch, zum 
Teil aber eher sozialstrukturell bedingten 
Trends dazu führen, dass die rein familiale 
Pflege zurückgeht. Inwieweit ein An­
wachsen der formellen Pflege auch eine 
weitere Zunahme der Heimpflege be­
deutet, hängt entscheidend davon ab, in­
wieweit es gelingt, die familialen Pflege­
personen durch ein vielfältiges und 
flexibles Angebot ambulanter professio­
neller Hilfen zu unterstützen. 

EL IT UK 

Bei fast allen, die sich für die familiale 
Pflege entschieden haben, besteht die Be­
reitschaft zur Fortsetzung der Pflege 
(Abbildung 2). Dabei ist dies allerdings bei 
etwa der Hälfte an bestimmte Bedingun­
gen zur Unterstützung geknüpft. Für 43% 
der pflegenden Angehörigen kommt die 
Unterbringung des Pflegebedürftigen 
in einem Heim unter keinen Umständen in 
Frage, bei Pflegestufe 3 trifft das sogar 
auf 68% zu. Die ca. 100 Personen unserer 
deutschen Teiluntersuchung, die einen 
Angehörigen im Heim weiterbetreuen, tun 
dies im Durchschnitt für 11 Stunden pro 
Woche. Familien, die sich für die Unter­
bringung in einem Pflegeheim entschieden 
haben, suchen zwar Entlastung, wollen 
aber nicht unbedingt alle Verantwortung 
und Fürsorge abgeben. 

SE PL DE Summe 

Tabelle 2: Was hat Ihre Entscheidung beeinflusst, Ihre/n Angehörige/n zu betreuen? (n=5.923; in %) 
Anmerkungen: niedrigste Werte=unterstrichen, höchste Werte=kursiv 
EL=Griechenland; IT=Italien; UK=Großbritannien; SE=Schweden; PL=Polen; DE=Deutschland 
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Von den pflegenden Angehörigen fühlen 
sich in ihrer Rolle als Betreuende/r ins­
gesamt 57% immer oder meistens ausrei­
chend unterstützt, 43% nur manchmal 
oder nie. Am zufriedensten sind sie mit 
der Unterstützung durch andere Familien­
mitglieder, gefolgt von Freunden oder 
Nachbarn. Gesundheits- und Sozialdienste 
schneiden schlechter ab: 41% gaben an, 
dass sie sich nie gut unterstützt fühlen, 
20% manchmal, 25% häufig und 15% im­
mer. 

Lebensqualität 

Bei der Frage nach der Lebensqualität der 
Angehörigen stellen wir einen deutlichen 
– sicherlich nicht sehr überraschenden – 
Rückgang mit dem Grad der Pflegebe­
dürftigkeit des älteren Menschen fest (Ab­
bildung 3). Überraschend ist auf den ers­
ten Blick, dass die Lebensqualität auch 
bei Inanspruchnahme von Sachleistungen 
im Vergleich zu Kombileistungen und 
Geldleistungen geringer ausfällt. Dies kann 
aber mit der in diesen Fällen höheren 
Pflegebedürftigkeit erklärt werden. Es be­
steht außerdem ein deutlicher Zusam­
menhang zwischen der Lebensqualität des 
pflegenden Angehörigen und der Art der 
Beeinträchtigungen des Pflegebedürfti­
gen. Bei gleichzeitigem Vorliegen von Ge­
dächtnis- und Verhaltensproblemen ist 
die Lebensqualität besonders niedrig. Er­
wähnenswert ist auch, dass die Lebens­
qualität der Angehörigen, die ihre älteren 
Menschen in einem Pflegeheim unter­
gebracht haben, höher ist als bei den zu 
Hause Pflegenden. 
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Unterstützungsangebote: Nutzung und 

Erwartungen 

In unserer Studie haben wir danach ge­
fragt, wie wichtig den pflegenden Ange­
hörigen bestimmte Angebote zu Ihrer Un­
terstützung sind und welche davon ihnen 
zurzeit auch angeboten werden. 
Die wichtigsten Formen der Unterstützung 
sind für pflegende Angehörige Informa­
tionen über die Erkrankung des Pflegebe­
dürftigen sowie Beratung über mögliche 
Hilfen. Aber auch die Möglichkeit, gemein­
same Aktivitäten mit dem Pflegebedürf­
tigen zu unternehmen, eine Auszeit von 
der Pflege zu bekommen und mehr Zeit 
mit der eigenen Familie zu verbringen, 
halten die Befragten für sehr wichtig. Be­
sonders auffällig an diesem Antwort­
verhalten ist die deutliche Diskrepanz zwi­
schen der angegebenen Wichtigkeit der 
einzelnen Angebote und der tatsächlichen 
Inanspruchnahme. Insbesondere bei 
den Antwortkategorien „Information und 
Betreuung über die Art der Hilfe und Un­
terstützung“, „Schulung von Fähigkeiten, 
die man zur Pflege/Betreuung braucht“ 
und „Geld für Dinge, die ich brauche um 
gute Pflege zu leisten“ war der Unter­
schied zwischen dem Wunsch und der In­
anspruchnahme sehr ausgeprägt. Als das 
größte Hindernis beim Zugang zu Diens­
ten gaben die Angehörigen „Bürokratie“ 
sowie „hohe Kosten und wirtschaftliche 
Gründe“ an. 

1 1 1 

Kein Subj. Pflege- Pflege-

Antrag Pflegeb. stufe 1 stufe 2 


Hinsichtlich der Wichtigkeit bestimmter 
Eigenschaften von Angeboten ergibt 
sich das folgende Bild: Am wichtigsten ist 
den Befragten, dass „die Mitarbeiter die 
Pflegebedürftigen mit Würde und Respekt 
behandeln“ (87% sehr wichtig), gefolgt 
von: „die Hilfe verbessert die Lebensqua­
lität des Pflegebedürftigen“ (78%). 
Damit sich Pflegebedürftige und ihre Fa­
milien auf dem Pflegemarkt bewegen 
können, erhielten die Pflegekassen einen 
Beratungsauftrag. Diese Beratungs­
leistungen, die von den Versicherungen 
selbst, aber auch durch Beratungsstellen 
der Kommunen, der Wohlfahrtverbände 
und privater Dienstleister (v a. Pflege­
dienste) angeboten werden können, sind 
aber nicht ausreichend finanziert und 
damit nicht flächendeckend erreichbar. 

Dies spiegelt sich auch bei der Frage nach 
den „Hilfen beim Zugang zu Diensten“ 
wider: 56% aller Befragten gaben „Ange­
hörige des Gesundheitssystems“ an. 
Nach wie vor ist der Hausarzt die wichtigs­
te professionelle Kontaktperson für ältere 
Pflegebedürftige und ihre Angehörigen. 
An zweiter Stelle folgen „Familie, Freunde 
und Nachbarn“ mit 23%. „Professionelle 
Beratungsstellen, Sozialdienste und Äm­
ter“ besetzen mit 12% Platz drei. Und erst 
an vierter Stelle folgen die „Kranken- bzw. 
Pflegekassen“ mit 11%. 

1 

Pflege- Gesamt 
stufe 3 

Abbildung 2: Sind Sie bereit, Ihren Angehörigen auch im nächsten Jahr weiter zu 
betreuen? (n=989: in %) 
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13 Wir haben in unserer Studie bei den Fra­
gen nach der Nutzung von Angeboten 
zwischen denen für Pflegebedürftige und 
denen speziell zur Entlastung pflegender 
Angehöriger differenziert, wohl wissend, 
dass Hilfen für die Pflegebedürftigen im­
mer auch die Pflegenden entlasten. Neben 
den von fast allen Hilfs- und Pflegebe­
dürftigen konsultierten Ärzten ist das am 
häufigsten genutzte Angebot die mobile 
Fußpflege (30%), gefolgt von der ambu­
lanten Pflege (27%), dem mobilen Friseur 
(20%), der Krankengymnastik (16%) so­
wie Haushalthilfen, medizinischer Bera­
tung und Essen auf Rädern (mit je 11%). 
Obwohl auch die Tagespflege über die 
Pflegeversicherung abgerechnet werden 
kann, wird sie nur von 4% aller Befragten 
in Anspruch genommen. 

Spezielle Angebote für pflegende An­
gehörige werden von 78% der Betroffenen 
überhaupt nicht genutzt. Bei den übrigen 
verteilen sich die wenigen Nennungen auf 
unterschiedliche Angebote, so dass keine 
besonderen Präferenzen festzustellen 
sind. Erwähnenswert ist, dass lediglich 5% 
der Angehörigen spezielle Beratungs­
stellen aufsuchen. Angehörigengruppen 
werden nur von 4% und Selbsthilfe­
gruppen von 3% aller Befragten genannt. 
Verschwindend wenige (2%) nutzen die 
von den Versicherungen kostenfrei ange­
botenen Pflegekurse. Die von den Pflege­
kassen finanzierten Hausbesuche durch 
Pflegekräfte, waren zum Befragungszeit­
punkt noch nicht vorhanden, konnten 
inzwischen aber einige Beratungslücken 
füllen. 
Ganz allgemein gaben die Befragten als 
Gründe für die geringe Inanspruchnahme 
unterstützender Dienste und Angebote 
in erster Linie hohe Kosten, Vorbehalte von 
Seiten des Pflegebedürftigen und/oder 
des pflegenden Angehörigen sowie man­
gelnde Information über die Angebots­
struktur und ihre Nutzungsmöglichkeiten 
an. Zugleich zeigt sich aber deutlich, dass 
pflegende Angehörige im Allgemeinen 
sehr zufrieden sind, wenn sie Angebote 
zu ihrer Entlastung nutzen. 

Kein Antrag
 

Subj. Pflegebedarf
 

Pflegestufe 1 

Pflegestufe 2 

Pflegestufe 3 

Geldleistung 

Sachleistung 

Kombileistung 

Vollstat. Pflege 

Gesamt 55,7 44,3 

54,1 45,9 

40,2 59,8 

30,5 69,5 

49,9 50,1 

37,9 62,1 

46,4 53,6 

52,1 47,9 

67,7 32,3 

70,6 29,4 
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Bessere Lebensqualität Schlechtere Lebensqualität 

Abbildung 3: Wie bewerten Sie Ihre Lebensqualität? (5 Items, in %, n=997; 
Leistungsempfänger n=579) 

Auch die MUG-III-Studie kommt zu dem 
Ergebnis, dass 37% der Angehörigen 
überhaupt keine Hilfe zu ihrer persönlichen 
Entlastung in Anspruch nehmen. So wird 
z.B. aus Sicht der professionellen Pflege 
und der Kostenträger dem Angebot der 
Pflegekurse für pflegende Angehörige eine 
hohe qualifizierende und entlastende Be­
deutung beigemessen. Die Untersuchung 
zeigt aber, dass nur etwa jede zehnte 
Hauptpflegeperson einen Pflegekurs be­
sucht hat. 

Herausforderungen für die Zukunft 

Unter Berücksichtigung der besonderen 
Bedeutung der Angehörigenpflege einer­
seits sowie des zu erwartenden Rück­
gangs an familialen Ressourcen anderer­
seits besteht Konsens darüber, dass in 
Zukunft eine qualitative und quantitative 
Sicherung der Langzeitpflege nur durch 
eine Kombination von informeller und for­
meller Pflege (Pflegemix) gewährleistet 
werden kann. 

Die Entscheidung für das eigene Pflege­
arrangement bedarf verbesserter Zugänge 
zu qualitativ hochwertiger Information 
und Beratung. Die Hausarztpraxis könnte 
allgemeine Informationen bieten und die 
Aufgabe der Vermittlung an spezialisierte 
Einrichtungen besser wahrnehmen. Es ist 
deshalb sehr zu begrüßen, dass die Fach­
gesellschaft der Allgemeinmediziner 2005 
eine so genannte Leitlinie „Pflegende 
Angehörige“ erarbeitet hat. Bis sie aller­
dings Wirkung zeigt, wird sicherlich 
einige Zeit vergehen. In der Leitlinie wird 
die hohe Bedeutung des Hausarztes be­
tont, der so früh wie möglich die Überlas­
tungstendenzen erkennen muss und die 
Angehörigen dabei unterstützen soll, auch 
die eigene Gesundheit ernst zu nehmen. 
Zur rechtzeitigen Erfassung der Situation 
der pflegenden Angehörigen und ihrer 
Belastungen sowie Gesundheitsge­
fährdung wird in der Leitlinie empfohlen, 
die Häusliche Pflegeskala (Kurzversion, 
Gräßel) in der Hausarztpraxis einzusetzen. 

– Alle vorhandenen Untersuchungen be­
legen die besonderen Belastungen, die 
mit der Pflege von älteren Menschen 
mit gerontopsychiatrischen Einschrän­
kungen verbunden sind. Es besteht 
daher ein dringender Bedarf zur Ent­
wicklung eines erweiterten Pflegebe­
griffes. 
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14 – Die gegenwärtige Zunahme an ausländi­
schen Hilfen in legalen und/oder ille­
galen Arbeitsverhältnissen im häuslichen 
Bereich verdeutlicht die nicht abge­
deckten Bedürfnisse der Betroffenen. Zu 
Recht wird von verschiedenen Seiten 
darauf gedrungen, nach legalen Lösun­
gen zu suchen, um auch in diesem Be­
reich eine Qualitätskontrolle aufrechtzu­
erhalten und ein Mindestmaß an Ar­
beitsschutz für die Pflegenden zu ge­
währleisten. 

– Untersuchungen zum Case und Care 
Management haben verdeutlicht, welche 
Aufgaben durch Freiwilligenarbeit über­
nommen werden könnten und dass 
Case Manager hier vermittelnd und su­
pervidierend tätig werden sollten. 

– Neue Wohn- und Pflegeformen, wie z.B. 
ambulant betreute Wohngruppen für 
Menschen mit Demenz, sind eine Mög­
lichkeit für Angehörige, von der Belas­
tung durch eine 24 Stunden Betreuung 
entbunden zu werden, aber weiterhin 
Verantwortung für den Pflegebedürfti­
gen übernehmen zu können. Diese 
Betreuungsform ist ein gutes Beispiel 
dafür, wie die Zusammenarbeit von 
familialer und beruflicher Pflege neu ge­
staltet werden kann. 

– Die Herausforderung für die professio­
nelle Pflege liegt darin, im Sinne einer 
stärkeren Nutzerorientierung die Sicht­
weise der betroffenen Pflegebedürf­
tigen und ihrer Angehörigen ernst zu 
nehmen, ohne ihre professionellen Qua­
litätsansprüche zu vernachlässigen. 
Professionell Pflegende haben die Auf­
gabe, Angehörige als Partner im Pflege­
prozess zu akzeptieren. Entsprechend 
ist ein Aushandlungsprozess zwischen 
allen Beteiligten im Sinne der vielfach 
geforderten Pflege-Partnerschaft erfor­
derlich, in dem die Bedürfnisse der 
Pflegebedürftigen und ihrer Angehörigen 
eine größere Rolle spielen. 

Ausblick 

Der mangelnden Wahrnehmung der Leis­
tungen und der Situation pflegender An­
gehöriger in Politik und Öffentlichkeit 
muss entgegengewirkt werden. Die guten 
Erfahrungen mit Organisationen zur In­
teressenvertretung in anderen Ländern 

bieten gute Anregungen für eine entspre­
chende Initiative in Deutschland. Für 
Herbst 2007 ist ein erster Workshop mit 
gesellschaftlich besonders engagierten 
pflegenden Angehörigen zu diesem The­
ma geplant. Aktueller Anlass ist die Re­
form der Pflegeversicherung, ein Beispiel 
für die Notwendigkeit einer starken und 
gruppenübergreifenden Angehörigenver­
tretung als Partner im derzeitigen Diskus­
sionsprozess. Während des Workshops 
werden Vertreter von für Deutschland be­
sonders interessanten Organisationsmo­
dellen aus ihrer Arbeit berichten. Außer­
dem werden Leitlinien für die Rechte pfle­
gender Angehöriger zur Diskussion ge­
stellt, die von EUROCARERS, der 2006 ge­
gründeten europäischen Organisation zu 
Interessenvertretung pflegender Angehö­
riger entwickelt wurden. 

Dr. phil. Hanneli Döhner ist Soziologin und 
wissenschaftliche Mitarbeiterin im Institut 
für Medizin-Soziologie. 
Sie leitet die Arbeitsgruppe Sozialgeron­
tologie, war Projektleiterin in diversen 
Projekten, zuletzt Koordinatorin der EU-
Studie EUROFAMCARE und Projektleiterin 
der deutschen Teilstudie. 

Dipl. Psychogeront. Susanne Kohler ist 
Soziologin mit der Zusatzqualifikation 
Psychogerontologie. Sie ist wissenschaft­
liche Mitarbeiterin im Institut für Medizin-
Soziologie und hat am Projekt EUROFAM­
CARE mitgearbeitet. 

Dipl.-Geront. Daniel Lüdecke ist Geronto­
loge und war wissenschaftlicher Mitar­
beiter im Institut für Medizin-Soziologie. 
Er hat im Projekt EUROFAMCARE mitge­
arbeitet und ist weiterhin durch einen 
Honorarvertrag eingebunden. Zurzeit hat 
er ein Promotionsstipendium an der Uni­
versität Bremen. 

Kontakt: 
Dr. Hanneli Döhner 
Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf 
Institut für Medizin-Soziologie 
AG Sozialgerontologie 
Martinistr. 52 
20246 Hamburg 
doehner@uke.uni-hamburg.de 

mailto:doehner@uke.uni-hamburg.de
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Geplanter Rechtsanspruch auf Pflegezeit 

Heribert Engstler 

Die Mehrheit der Pflegebedürftigen in 
Deutschland lebt in privaten Haushalten 
(68%) und wird – ausschließlich oder 
unterstützt durch Pflegedienste – von An­
gehörigen gepflegt (Statistisches Bundes­
amt 2007). Nach den Ergebnissen einer 
für Deutschland repräsentativen Studie 
waren im Jahr 2002 knapp zwei Drittel der 
privaten Hauptpflegepersonen im erwerbs­
fähigen Alter unter 65 Jahren (Schnee­
kloth/Wahl 2006). Für diese Personen stellt 
sich grundsätzlich die Frage der Verein­
barkeit ihrer Pflegetätigkeit mit der Aus­
übung einer beruflichen Tätigkeit. Etwa 
die Hälfte der Hauptpflegepersonen dieser 
Studie war unmittelbar vor Beginn der 
Pflegetätigkeit erwerbstätig gewesen; 
von diesen haben im Zusammenhang mit 
der Pflegeaufgabe ein Fünftel ihre Berufs­
tätigkeit aufgegeben, ein weiteres Fünftel 
die Tätigkeit eingeschränkt (ebd.). Insge­
samt waren nur 23 Prozent der privaten 
Hauptpflegepersonen vollzeit oder teilzeit 
erwerbstätig. Ganz offensichtlich gibt es 
hierzulande große Schwierigkeiten, gleich­
zeitig erwerbs- und pflegetätig zu sein. 
Dies äußert sich auch darin, dass die Pfle­
gesituation von pflegenden Erwerbstäti­
gen als weitaus belastender empfunden 
wird als von pflegenden Nicht-Erwerbstä­
tigen (ebd.). Angesichts des Vereinbar­
keitsproblems ist das Hauptorganisations­
muster der privaten Pflege immer noch 
der teilweise oder vollständige Rückzug 
aus dem Beruf zugunsten der Sorge für 
pflegebedürftige Angehörige. Da 73 Pro­
zent der Hauptpflegepersonen weiblich 
sind, betrifft dies in erster Linie Frauen. 
Die Verringerung oder Aufgabe ihres be­
ruflichen Engagements zugunsten der 
Pflege hat für ihre weitere berufliche Ent­
wicklung häufig negative Konsequenzen. 
Dazu gehört bereits die Schwierigkeit, 
nach Beendigung der Pflegetätigkeit wie­
der beruflich Tritt zu fassen, insbesondere 
nach einer längeren Pflegephase. 

Denn oft besteht keine Möglichkeit mehr 
zur Rückkehr an den früheren Arbeits­
platz, und die längere Abwesenheit geht 
häufig mit einer Entwertung früherer 
Berufsqualifikationen und Qualifikations­
einbußen einher. So verwundert es nicht, 
dass in einer vom Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
in Auftrag gegebenen repräsentativen 
Befragung von Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern zu Erwartungen an einen 
familienfreundlichen Betrieb Ende 2003 
knapp 40 Prozent der Pflegenden den 
größten Handlungsbedarf in Freistellungs­
möglichkeiten für Pflegeaufgaben sahen 
(BMFSFJ 2006). 

In der gegenwärtigen Diskussion um die 
Reform der Pflegeversicherung wurden 
Pläne des Bundesgesundheitsminis­
teriums zur Einführung einer Pflegezeit 
bekannt, nach denen Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer einen Rechtsanspruch 
auf zeitweilige Freistellung von der Er­
werbsarbeit ohne Gehalt mit anschließen­
dem Rückkehrrecht oder alternativ auf 
eine vorübergehende Halbierung der Ar­
beitszeit (ohne Lohnausgleich) erhalten 
sollen. Das Ministeriumskonzept, von dem 
noch keine detaillierte schriftliche Aus­
arbeitung öffentlich zugänglich ist, orien­
tiert sich an einem Gesetzentwurf, den 
der Sozialverband Deutschland im Juni 
2006 vorgeschlagen hat (SoVD 2006). Die­
ser sieht – wie das Regierungskonzept – 
eine unbezahlte Freistellung für sechs 
Monate mit einer einmaligen Verlänge­
rungsmöglichkeit um weitere sechs Mo­
nate vor. Diese zeitliche Beschränkung 
verdeutlicht, dass es dabei nicht um eine 
Absicherung langjähriger Angehörigen­
pflege geht. Im Vordergrund steht die Ge­
währung einer kurzfristigen flexiblen 
Auszeit bei plötzlich eintretender Pflege­
situation oder zur Sterbebegleitung von 
unheilbar erkrankten Angehörigen. Den 
Pflegenden soll damit in erster Linie Zeit 
gegeben werden, Umfang und Art des 
Pflegebedarfs festzustellen, die Wünsche 
der pflegebedürftigen Person zu reflektie­
ren und eine angemessene Pflege zu or­
ganisieren. Wie in den Pressemeldungen 
über die Regierungspläne verlautete (dpa 
vom 5.11.06) und im Sozialverbandsent­
wurf als Begründung genannt wird, soll 
die eher enge zeitliche Begrenzung einer 
längerfristigen Übernahme der Pflege 
durch Angehörige vorbeugen und einem 
längeren Aussteigen aus der Erwerbs­
tätigkeit entgegen wirken. Angesichts des 
momentanen Alltags der häuslichen Pfle­
ge mit einer durchschnittlichen Pflege­
dauer von ca. drei Jahren und den erhebli­
chen Vorbehalten, die pflegende Ange­
hörige gegenüber der Abgabe ihres ge­
pflegten Angehörigen in ein Heim haben 
(in der Studie von Schneekloth/Wahl (2006) 
kam ein Umzug ins Heim für 48 Prozent 
auf gar keinen Fall in Frage, für weitere 23 
Prozent erschien es unwahrscheinlich), 
mutet dieses Ziel etwas überambitioniert 
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16 bzw. praxisfern an. Es erscheint kaum vor- Die bekannt gewordenen Pläne des Bun­
stellbar, dass diese Regelung in größerem 
Umfang zu einer Beschränkung der Pfle­

desgesundheitsministeriums zur Ein­
führung einer Pflegezeit fanden in der Öf­

gezeit von Pflegenden im Erwerbsalter auf fentlichkeit nur ein geringes Echo. Einzig 
sechs Monate mit anschließender aus- der DIHK reagierte deutlich ablehnend auf 
schließlicher Weiterpflege durch ambulan­ den geplanten Rechtsanspruch und 
te Dienste oder Heimunterbringung füh­ plädierte für freiwillige betriebliche Rege­
ren würde. Dies scheinen auch die Regie­ lungen (Wirtschaftswoche vom 8.1.2007). 
rungsexperten nicht zu erwarten, denn Als Ergebnis einer Umfrage bei den 
sie gehen – laut Pressemeldungen – da­
von aus, dass bei Einführung der Pflege-

Industrie- und Handelskammern forderte 
er statt dessen die Öffnung der Grenzen 

zeit mit einer Entlastung der Pflegeversi- Deutschlands für Arbeitskräfte im Bereich 
cherung um rund 35 Mio. Euro zu rechnen der haushaltsnahen Dienstleistungen 
sei. Demgegenüber hatten sich die Ar- und der einfachen Pflegetätigkeiten, damit 
beits- und Sozialminister der Länder im weniger erwerbstätige Angehörige von 
November 2006 einstimmig für die Ein- Pflegebedürftigen gezwungen seien, zu 
führung einer Pflegezeit mit einer Min- Hause zu bleiben (DIHK 2007). 
destdauer von einem Jahr mit der Möglich­
keit einer zweimaligen Verlängerung um Seit den Verlautbarungen über Eckpunkte 
jeweils ein Jahr ausgesprochen. zur Einführung eines Rechtsanspruchs 

von abhängig Beschäftigten auf unbezahl-
Nach den Regierungsplänen soll der An­ te Freistellung oder Arbeitszeitreduzie­
spruch auf Pflegezeit nur in Betrieben mit rung zur Pflege eines Angehörigen sind 
mindestens 15 Beschäftigten gelten. Bei keine Details mehr über die Arbeiten an 
dringenden betrieblichen Gründen sollen einem entsprechenden Gesetzentwurf 
Arbeitgeber ablehnen können. Voraus­ öffentlich bekannt geworden. Voraussicht­
setzung für den Anspruch auf Pflegezeit lich wird die geplante Pflegezeit nur 
soll eine Mindestbeschäftigung von sechs einen kleinen, aber wichtigen Beitrag zur 
Monaten und das Vorliegen einer erheb­ besseren Vereinbarkeit von Erwerbs- und 
lichen Pflegebedürftigkeit (Pflegestufe 1) Pflegearbeit leisten können. Erheblicher 
des Angehörigen sein. Die Anspruchs- Bedarf besteht darüber hinaus in der Ver­
voraussetzungen sind enger gefasst als im besserung der Rahmenbedingungen 
Vorschlag des Sozialverbands, der alle 
Betriebe ohne Ablehnungsrecht einbezieht 

für die Fortführung der Erwerbstätigkeit 
bei gleichzeitiger Übernahme von Pflege-

und Pflegebedürftigkeit nicht nur an der aufgaben auch über etwas längere Zeit-
Definition des SGB XI misst. Zu den Ange­ räume, u.a. durch geeignete Arbeitszeit­
hörigen zählt der Sozialverbandsentwurf flexibilisierungen und Rücksichtnahme in 
Ehegatten, eingetragene Lebenspartner, der Arbeitsorganisation sowie Pflege-
Verwandte in gerader Linie, Geschwister, arrangements, die erwerbstätige pflegen-
Schwiegereltern und -kinder und Per- de Angehörige nicht überlasten. Ange­
sonen einer ehe- oder partnerschaftsähn­ sichts der zunehmenden Erwerbsbeteili­
lichen Lebensgemeinschaft. Während gung und -orientierung der Frauen, der 
der Pflegezeit sollen Kündigungsschutz zu erwartenden Verlängerung der Lebens­
und die Aufrechterhaltung des Arbeits­ arbeitszeit, des langfristig abnehmenden 
losen-, Kranken-, Renten- und Unfallver­ familiären Pflegepotenzials und der rasch 
sicherungsschutzes gewährleistet zunehmenden Zahl der Hochbetagten 
werden. Nach Ende der Freistellung soll wird das Vereinbarkeitsproblem von Pfle­
nach dem Entwurf des Sozialverbands ge- und Erwerbsarbeit weiter an Relevanz 
ein Anspruch auf den gleichen oder einen gewinnen. 
gleichwertigen Arbeitsplatz bestehen. Die bisher vorherrschende Lösung durch 

Berufsaufgabe der Frau wird den zukünfti­
gen Anforderungen und Wünschen immer 
weniger gerecht werden. 

Quellen: 

BMFSFJ (2006): Erwartungen an einen familien­
freundlichen Betrieb, Berlin. 

DIHK (2007): Ergebnisse einer DIHK-Umfrage bei 
IHKs, Rechtsausschuss und Mittelstandsaus­
schuss zur Pflegezeit, Berlin (www.dihk.de/ 
inhalt /download/pflegezeit.pdf, download am 
27.3.2007). 

Schneekloth, U.; Wahl, H.W. (Hrsg.) (2006): Selb­
ständigkeit und Hilfebedarf bei älteren Men­
schen in Privathaushalten. Stuttgart: Kohlham­
mer. 

SoVD (2006): Gesetzentwurf des Sozialverband 
Deutschland (SoVD) für ein Pflegegesetz 
(www.sovd.de/946.0.html, download am 
22.2.2007). 

Statistisches Bundesamt (2007): Pflegestatistik 
2005. Deutschlandergebnisse, Wiesbaden. 
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Hinweise, Projekte, Modelle 

Neuer Master-Studiengang Geronto­

logie in Cottbus feierlich eröffnet 

Der 2006 erfolgreich akkreditierte berufs­
begleitende Master-Studiengang Ge­
rontologie wurde für den ersten Jahrgang 
Anfang März 2007 feierlich eröffnet. Als 
Vertreterin der Ministerin für Arbeit, Sozia­
les, Gesundheit und Familie des Landes 
Brandenburg, Dagmar Ziegler, stellte die 
Referentin Doris Segger fest: „Die demo­
grafische Entwicklung hin zu einer altern­
den Gesellschaft vollzieht sich im Land 
Brandenburg, wie auch in den anderen 
Bundesländern, schnell und tief greifend. 
Der Umbau der Gesellschaft muss be­
wältigt werden. Dafür werden im Land ei­
gene Experten, die möglichst vor Ort 
ausgebildet sind, benötigt, weil diese die 
Probleme, Bedürfnislagen der alten Men­
schen am besten einschätzen können.“ 

Expertenwissen in Bezug auf Ältere wird 
zukünftig in vielen Berufsfeldern benötigt. 
Entsprechend richtet sich die wissen­
schaftliche Weiterbildung an Berufstätige 
in unterschiedlichen Bereichen, von der 
Stadtplanung und Architektur, Verwaltun­
gen, Versicherungs- und Betriebswirt­
schaft über das Bildungswesen bis hin zu 
Gesundheits- und Sozialberufen. Der 
interdisziplinäre Charakter der Geronto­
logie trifft so auf eine multidisziplinäre 
Studentenschaft, die berufsübergreifende 
Probleme der alternden Gesellschaft und 
ihrer regionalen Spezifika gemeinsam 
analysieren und über Lösungsansätze 
nachdenken soll. Eine weitere Besonder­
heit des neuen Studienganges stellt das 
viersemestrige Projekt dar, das jeder 
Studierende am Arbeitsplatz oder Wohn­
ort durchführt. Professorin Dr. Eva-Maria 
Neumann, die bei der Konzeption des 
neuen Studienangebotes federführend 
war, erläutert: „In einem erfolgreichen 
Projekt gelingt es nicht nur, das geronto­
logische Wissen – mit guter methodi­
scher Qualifikation verbunden – in einem 
bestimmten Berufsfeld praktisch zu ver­
ankern. Vielmehr gehören auch eine mög­
lichst gute Vernetzung und Öffentlich­
keitsarbeit dazu“. 

In diesem Sinn ist zu hoffen, dass nicht 
nur die Mitarbeiter, die sich zu einer quali­
tativ hochwertigen Weiterbildung zum 
Master of Arts in Gerontologie entschlie­
ßen, ihre eigenen Karrierechancen ver­
bessern. Vielmehr soll der Studiengang 
auch in die Gesellschaft hineinstrahlen 
und Bürger jeglichen Alters dazu einladen, 
Veränderungsprozesse mit zu gestalten. 

Informationen und Kontakt: 
Fachhochschule Lausitz, Standort Cottbus 
Fachbereich Sozialwesen 
Prof. Dr. E.-M. Neumann 
Studiendekanin Gerontologie 
Tel. (0355) 5818-430 
Fax. (0355) 5818-409 
eneumann@sozialwesen.fh-lausitz.de 
www.fh-lausitz.de 

Ausschreibung zum Gestaltungspreis 

2007 der Erich und Liselotte Gradmann-

Stiftung 

Alle zwei Jahre vergibt die Stuttgarter 
Erich und Liselotte Gradmann-Stiftung im 
Rahmen eines bundesweit ausgeschrie­
benen und mit insgesamt 11.000 Euro 
dotierten Wettbewerbs einen Preis für die 
vorbildliche Gestaltung von Wohn- und 
Pflegebereichen für Menschen mit De­
menz. Die Ausschreibung für den Gestal­
tungspreis 2007 ist jetzt veröffentlicht und 
kann über das Internet unter folgendem 
Link abgerufen werden: 
www.demenz-support.de/materialien/ 
Gestaltungspreis2007_Bewerbungsunter­
lagen.pdf 

Im Jahr 2007 werden Neubauten, größere 
Umbauten sowie Anbauten prämiert, die 
in Bezug auf die speziellen Bedürfnisse 
demenzkranker Menschen konzipiert wur­
den. Eingereicht werden können neuere 
Projekte, die bis zum Abgabetermin min­
destens ein Jahr in Betrieb sind (also seit 
Mitte Juni 2006) und bei denen Erfahrun­
gen zu den Auswirkungen des baulichen 
Milieus auf die Lebensqualität der Bewoh­
nerinnen und Bewohner vorliegen. Die 
Preisträger des Gestaltungspreises 2007 
werden während des 4. Gradmann-
Kolloquiums (Fachtagung) im November 
dieses Jahres in Stuttgart ausgezeichnet. 

Einsendeschluss für die Teilnahme am 
Wettbewerb ist der 16. Juli 2007. 

Die Erich und Liselotte Gradmann-Stiftung 
wird bei der Organisation des Gestaltungs­
preises 2007 unterstützt durch die 
Demenz Support Stuttgart gGmbH. An­
sprechpartnerinnen sind: 

Sibylle Heeg 
s.heeg@demenz-support.de 
Kerstin Müller 
k.mueller@demenz-support.de 
Tel. (0711) 99 787 12 
Fax. (0711) 99 787 29 

mailto:eneumann@sozialwesen.fh-lausitz.de
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18 FELICIE 

„Future Elderly Living Conditions In 
Europe“ – dieses EU-Projekt reagiert auf 
aktuelle Prognosen der zunehmenden 
Relevanz von familiärer Pflege. Zwei Drittel 
der Pflegebedürftigen in Deutschland 
werden zuhause gepflegt, mit einem ho­
hen Anteil an Pflege durch Angehörige. 
Diesem Sektor will FELICIE helfen. Als pri­
märes Ziel wird eine Verbesserung der 
Rahmenbedingungen für pflegende Fami­
lien gesetzt. Ihre Stärkung und professio­
nelle Unterstützung sowie die Würdigung 
ihrer Leistung führen die Agenda an. 
Impulse des Projektes sind vor allem eine 
flexiblere Gestaltung der Arbeitszeiten 
pflegender Personen und die Berücksich­
tigung von Pflegeleistungen bei späteren 
Rentenansprüchen. Nähere Informatio­
nen und aktuelle Projekterkenntnisse er­
halten Sie unter www.felicie.org. 

Zentrales Vorsorgeregister umfasst 

mehr als 500.000 Vollmachten 

Das bundesweite Zentrale Vorsorgeregis­
ter hat sich im Jahr 2006 überaus erfolg­
reich entwickelt. Rund 150.000 neue Voll­
machten wurden allein im vergangenen 
Jahr neu registriert. Mit einer Vorsorge­
vollmacht kann eine Person des Vertrau­
ens ermächtigt werden, wichtige persön­
liche und finanzielle Entscheidungen zu 
treffen, wenn der Betroffene wegen geis­
tiger oder körperlicher Schwäche dies 
selbst nicht mehr kann. Häufig haben die 
Gerichte jedoch Schwierigkeiten festzu­
stellen, ob Betreuungsbedürftige eine 
Vorsorgevollmacht verfasst haben. Im 
Zentralen Vorsorgeregister kann jederzeit 
online abgefragt werden, ob Informatio­
nen über eine Vorsorgevollmacht einge­
tragen sind.Das Register hilft, Vorsorge­
vollmachten im Betreuungsfall einfach, 
schnell und sicher zu finden. Bürgerinnen 
und Bürger können ihre Vorsorgevoll­
macht über das Internet oder per Post 
melden. So beträgt die Gebühr für Internet-
Meldungen 15,50 Euro. Sie sinkt auf 13,00 
Euro, wenn die Gebührenrechnung im 
Lastschriftverfahren beglichen wird. Wird 
mehr als eine bevollmächtigte Person re­
gistriert, fallen für jede weitere zusätzlich 
2,50 Euro an. Bei postalischen Anmeldun­
gen erhöhen sich diese Gebühren um 3,00 
Euro. Der Zuschlag für jede weitere be­
vollmächtigte Person beträgt 3,00 Euro. 

Kontext: 
Das Vorsorgeregister 
www.vorsorgeregister.de 

Informationen zum Betreuungsrecht 
www.bundesregierung.de 
www.bmj.de/enid/Ratgeber/Betreuungs­
recht_kh.htm 

Pflegebegleiter 

Jeder fünfte Deutsche ab 18 Jahren hat ei­
nen Pflegefall in der Familie. Laut einer 
TNS-Emnid Umfrage fühlen sich aber nur 
30 Prozent der selbst Pflegenden ange­
messen unterstützt. Überforderung bei der 
häuslichen Pflege gefährdet die Gesund­
heit der Pflegenden und die Pflegequalität 
für den Erkrankten. Das Bundesmodell­
projekt „Pflegebegleiter“ will dem entge­
genwirken. Eigens qualifizierte Freiwillige 
bieten dabei Hilfe zur Selbsthilfe an. 
Durch informelle Erfahrungsweitergabe 
und Unterstützung bei der Pflegeorgani­
sation verbessern sie die Situation für 
Pflegende und Gepflegte. Unter Feder­
führung des VdAKs (Verband der Ange­
stellten Krankenkassen) in Siegburg wird 
das Projekt zunächst für fünf Jahre in 
den Bundesländern Brandenburg, Baden-
Württemberg, Hamburg und Nordrhein-
Westfalen erprobt und soll sich später 
bundesweit etablieren. Die bereits beste­
hende Infrastruktur des Freiwilligen­
engagements zur Unterstützung häusli­
cher Pflege in den Regionen wird durch 
die Pflegebegleiter weiter qualifiziert und 
ausgebaut. Als fachliche Beratungsstelle 
ist neben weiteren Forschungsinstituten 
auch das DZA beteiligt. 

Kontakt: 
Projektbüro Pflegebegleiter 
Forschungsinstitut Geragogik 
PD Dr. Elisabeth Bubolz-Lutz 
Bergstraße 60 
41749 Viersen- Süchteln 
Tel. (02162) 8191851 
Fax. (02162) 8191853 
www.pflegebegleiter.de 
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19 Broschüre „Alzheimer erkennen“ 

erschienen 

Wie motiviert man ein Familienmitglied 
zu einer ärztlichen Untersuchung, wenn 
Anzeichen einer Alzheimer-Erkrankung 
offensichtlich werden? Dieser Problematik 
stellt sich eine Publikation der Deutschen 
Seniorenliga, als Leitfaden hilft sie Be­
troffenen und Angehörigen. Sie gibt Hin­
weise zur richtigen Deutung von Signalen 
und nennt geeignete Ansprechpartner. 
Der Verlauf der Diagnose wird anschaulich 
erläutert und erste Hinweise zum Um­
gang mit der tatsächlichen Alzheimer-Fest­
stellung werden gegeben. 

Kontakt und Bestellung: 
Deutsche Seniorenliga e.V. 
Gotenstr. 164 
53175 Bonn 
Tel. (0228) 367930 
Fax. (0228) 3679390  
www.deutsche-seniorenliga.de 

Hessischer Pflegemonitor 

Hessen initiiert als erstes Bundesland ein 
web-basiertes Informations- und Prog­
nosesystem zum Pflegesektor. Zur konti­
nuierlichen Beschreibung der Pflege­
kräftesituation seiner Regionen wird der 
Pflegemonitor regelmäßig elektronische 
Befragungen von Pflegeeinrichtungen, 
Hochschulen, Schulen und Weiterbil­
dungsstätten durchführen. Somit werden 
eine realistische Einschätzung zukünftiger 
Entwicklungen der Pflege in Hessen und 
rechtzeitige Reaktionen auf ihre Aus­
wirkungen ermöglicht. Eine anwender­
freundliche Benutzeroberfläche soll unter 
anderem durch Downloadoptionen der 
Informationen in allen gängigen Datei­
formaten gewährleistet werden. Zur The­
matik ist unter www.iwak-frankfurt.de 
der Abschlussbericht der Studie „Pflege­
kräftesituation in den ambulanten und in 
den stationären Pflegeeinrichtungen in 
Hessen – Eine regionale Analyse der Pfle­
gekräftenachfrage und des Pflegekräfte­
angebotes“ erhältlich. 

Kontakt: 
Institut für Wirtschaft, Arbeit 
und Kultur (IWAK) 
Dr. Christa Larsen 
Tel. (069) 798-22152 
c.larsen@em.uni-frankfurt.de 

Pflegende Angehörige in High-Tech 

Home Care 

Durch zunehmende Ambulantisierung 
und technische Neuerungen im Gesund­
heitssystem werden medizinisch­
technische Geräte für den Hausgebrauch 
in Zukunft an Bedeutung gewinnen. 
Doch welche Probleme der Endnutzer mit 
ihnen hat, kann nur er selbst einschätzen. 
In ihrer Dissertation befasst sich Dr. Julia 
Lademann vom Institut für Public Health 
und Pflegeforschung der Universität 
Bremen mit dem Verhältnis von pflegen­
den Angehörigen zu High-Tech Home 
Care Systemen und der Zusammenarbeit 
mit professionellen Pflegediensten. Die 
qualitative Studie betont den Kommunika­
tionsbedarf zwischen Herstellern und 
Nutzern der Geräte, von einem gezielten 
Feedback-System könnten beide Parteien 
profitieren. Qualifizierungsbedarf der 
Pflegenden wird jedoch nicht nur im 
Umgang mit den Home Care Instrumen­
ten deutlich, sondern auch im Verhältnis 
zu professionellen Pflegediensten. Die 
primäre Pflegeleistung erbringen die Ange­
hörigen selbst, Hilfe brauchen sie bei der 
Schaffung von Rahmenbedingungen für 
den Pflegealltag. Eine Unterstützung durch 
Schulung und Beratung in Verbindung 
mit einem Empowerment der Pflegenden 
soll durch die Fokussierung der Pflege­
dienste auf Management-, Koordinations­
und Organisationsaufgaben erreicht 
werden. Ende Mai wird die Studie „Inten­
sivstation zu Hause- Pflegende Ange­
hörige in High-Tech Home Care“ im Huber-
Verlag erscheinen. 

Kontakt: 
Universität Bremen 
Fachbereich Human- und Gesundheits­
wissenschaften 
Institut für Public Health und Pflege­
forschung 
Dr. P.H. Julia Lademann 
Tel. (0421) 218 9796 
lademann@uni-bremen.de 
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Buch des Monats:
 
Pflege in der Familie. Perspektiven.
 

Elisabeth Bubolz-Lutz 

Wie kann das Leben im Alter bewusst ge­
staltet werden? Diese Frage wird in Zei­
ten des demografischen Wandels gesell­
schaftlich breit diskutiert. Allerdings wird 
dabei zumeist das „junge Alter“ in den 
Blick genommen, eine Lebensphase, de­
ren Potenziale mittlerweile offenkundig 
sind. Dagegen schreckt der gesellschaftli­
che Altersdiskurs noch immer vor Situa­
tionen zurück, die durch Hilfs- und Pflege­
bedürftigkeit geprägt sind – oder er er­
schöpft sich in der Entrüstung über Miss­
stände der stationären pflegerischen 
Versorgung. Die konstruktive Suche nach 
Gestaltungsoptionen von Lebensqualität 
in Pflegesituationen wird entweder dem 
professionellen Feld überlassen oder zur 
„Privatsache“ erklärt. Wenn über Pflege 
öffentlich nachgedacht wird, dann am 
ehesten im Bezug auf institutionelle Kon­
texte, obwohl dies in krassem Wider­
spruch zur gesellschaftlichen Bedeutung 
der Familie für die Pflege im Alter steht. 
Warum aber fehlt es an einer gesellschaft­
lich relevanten und für die Betroffenen 
hilfreichen Auseinandersetzung mit den 
Problemen und Möglichkeiten der be­
wussten Gestaltung von häuslichen Pfle­
gesituationen? Viele Gründe wären zu 
nennen, zentral aber dürfte sein, dass wir 
über kein kulturell verankertes, den 
heute verfügbaren wissenschaftlichen Er­
kenntnissen und zugleich fachlichen wie 
lebensweltlichen Erfahrungen genügendes 
Leitbild der familiärer Pflege verfügen. 

Die Leiterin des Projektes Pflegebegleiter 
(siehe S. 18 in diesem Heft), die Geragogin 
Elisabeth Bubolz-Lutz hat nun ein Buch 
vorgelegt, mit dem sie zur bewussteren 
Gestaltung familiärer Pflegesituationen 
anregen möchte. Einer ihrer Ausgangs­
punkte ist die Erkenntnis, dass zu einer 
guten Pflege mehr gehört als eine ein­
wandfreie pflegerische und medizinische 
Versorgung. „Erst eine als befriedigend 
erlebte Beziehungsqualität macht es Ge­
pflegten und Pflegenden möglich, trotz 
Hilfs- und Pflegebedarf im Alter Lebens­
qualität zu erfahren“ (10). 

Das Buch wendet sich an einen breiten 
Leserkreis. Angesprochen werden unmit­
telbar Betroffene (ältere Pflegebedürftige 
wie Angehörige) und Menschen, die sich 
auf eine solche Situation mental vorbe­
reiten wollen, aber auch professionelle 
Pfleger/ innen und freiwillige Helfer. Ihnen 
allen ist mit einem differenzierten Einblick 
in das familiäre Beziehungsgeschehen 
gedient, auch um damit die Basis für die 
Kommunikation und Kooperation in häus­
lichen Pflegearrangements zu verbes­
sern. Zu diesem Zweck wird eine Fülle 
von Forschungsergebnissen und theoreti­
schen Ansätzen zu wissenschaftlich be­
gründeten Perspektiven verdichtet und auf 
gut verständliche Weise vermittelt. 

Einleitend wird die Kernthese begründet, 
aus der sich das weitere Vorgehen ab­
leitet: Pflege im Alter ist, so die hier vertre­
tene Position, eine „neue Entwicklungs­
aufgabe“, die sich den Individuen, ihren 
Familien aber auch der Gesellschaft als 
Ganzes stellt. Insbesondere auf das hoch­
komplexe Beziehungsgeschehen in der 
familiären Pflege gibt es jedoch sehr un­
terschiedliche Blickwinkel, die zu Ein­
schätzungen führen, die nicht einfach 
„falsch“ oder „richtig“ sind, sondern sich 
auf unterschiedlichen Annahmen zurück­
führen lassen. Ähnliches gilt für die 
entsprechenden wissenschaftlichen Aus­
sagen, die weder ein geschlossenes 
Modell der familiären Pflege bilden, noch 
direkte Abbilder der Wirklichkeit sind, 
sondern – wenn auch empirisch begründet 
und logisch konsistent – spezielle Ver­
ständnisperspektiven darstellen. Bubolz-
Lutz vertritt die Auffassung, dass erst die 
Auseinandersetzung mit diesen unter­
schiedlichen Blickwinkeln den Betrach­
tern wie den Beteiligten, dazu verhilft, 
sich die Begrenztheit auch ihrer eigenen 
Sicht auf konkrete Pflegesituationen be­
wusst zu machen und durch Perspektiven­
wechsel alternative Sichtweisen zu ent­
wickeln (35). In den folgenden Kapiteln 
werden die Leitperspektiven herausgear­
beitet, mit denen dem Leser der Zugang 
zu einem umfassenden Verständnis fami­
liärer Pflegesituationen vermittelt werden 
soll. 
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21 Das erste Kapitel widmet sich der sys­
temischen Perspektive. Aus dieser Sicht 
zeigt sich die Relevanz aller Systemebe­
nen für häusliche Pflege – von der Mikro-
Ebene (Gepflegte und engster Kreis 
pflegender Angehöriger) über die Meso-
Ebene (Unterstützung durch Professio­
nelle, Freunde und freiwillige Helfer), die 
Exo-Ebene (indirekte Einflüsse, z.B. durch 
den Arbeitsplatz) bis zur Makro-Ebene 
(gesellschaftliche Rahmenbedingungen, 
z.B. die kulturellen und strukturellen Vo­
raussetzungen des Gesundheitssystems). 
Auf allen Ebenen gibt es zahlreiche Wech­
selwirkungen, die in einer Pflegematrix 
dargestellt werden können. Das sichtbar 
werdende Netzwerk ist einerseits von der 
konstanten Notwendigkeit zur Balance 
und Grenzziehung geprägt, bietet aber an­
derseits jene Möglichkeiten sozialer Un­
terstützung, die als Prävention gegen Er­
krankungen, Überlastungen und Isolation 
unverzichtbar sind. Als besondere Ge­
staltungsmomente werden die Suche nach 
Stressbewältigung und eine basale Kom­
petenzmotivation angesprochen, die zur 
Mobilisierung eigener und fremder Res­
sourcen führen. 

Im zweiten Kapitel wir mit der integrativen 
Perspektive versucht, den Zugang zu ei­
nem „gesamthaften Verstehen“ der häus­
lichen Pflegesituation zu eröffnen. Zu 
den körperlichen, emotionalen, kognitiven 
und ethischen Aspekten von Pflege 
haben die entsprechend spezialisierten 
wissenschaftlichen Disziplinen viele Ein­
zelbefunde vorgelegt. In Anlehnung an 
humanistische Ansätze in Psychologie, 
Philosophie, Theologie, Pädagogik und 
Pflegewissenschaften wird hier jedoch 
versucht, den Blick auf die Pflegebezie­
hung als Ganzes zu richten. Reflektiert in 
ihrer Bedeutung für die Gestaltung von 
Pflegebeziehungen werden: Körperlichkeit 
(Beziehung durch Berührung), Emotionen 
(Normalität widersprüchlicher Gefühle), 
Überzeugungen und Werthaltungen (als 
prägend für das Lebensgefühl), Sinn­
erleben (Halt und Bewältigungshilfe) und 
Ethik (zwischen Selbständigkeit und be­
wusst angenommener Abhängigkeit). 
Diese Teilaspekte werden in ihrer Wech­
selwirkung in Bezug gesetzt, wobei 

erneut auf die Notwendigkeit verwiesen 
wird, sich sozialen Zusammenhängen 
multiperspektivisch zu nähern und – im 
Wissen, dass ein Gesamtverständnis 
de facto unerreichbar bleibt – die integra­
tive Perspektive als Zielvorstellung nicht 
aufzugeben. 

Kapitel drei schärft mit der Strukturper­
spektive den Blick für typische Muster so­
zialen Handelns in Pflegebeziehungen. 
Hier geht es z.B. um sozialpsychologische 
Beziehungsfallen, die das Sorgeverhalten 
unbewusst lenken, aber auch um Normen 
und Motive in der Spannung von Pflege­
verpflichtung und Neigung, um die Inter­
dependenz von Hilfe geben und Hilfe 
annehmen und um viele andere empirisch 
gut belegte Phänomene und Konstel­
lationen. Die strukturelle Perspektive er­
möglicht eine Erfassung solcher Muster 
und bietet Erklärungen der zugrunde 
liegenden Dynamiken und der besonderen 
Bedingungen unter denen sie zustande 
kommen und aufrechterhalten werden. 
Damit ergeben sich nicht nur Verständnis­
zugänge, sondern auch Chancen der In­
tervention und der Vermeidung destrukti­
ver Verfestigungen. 

Mit der Prozessperspektive, Thema des 
vierten Kapitels, lässt sich betrachten, 
wie sich gemeinsame Vorerfahrungen auf 
Beziehungen auswirken, wenn Pflege­
bedarf eintritt und andauert. Weiter Fragen 
richten sich unter dieser Perspektive da­
rauf, ob es typische Phasenverläufe im 
Umgang von Betroffenen mit schwerer, 
lange Zeit andauernder Krankheit und 
Pflegebedürftigkeit gibt, wie sich die Le­
bensthemen in der Familie verändern 
und wie die verschiedenen Generationen 
im Lebenszyklus einer Familie zum Gelin­
gen familiärerer Pflege beitragen können. 
Deutlich wird die Bedeutung des biogra­
fischen Hintergrunds für die Gestaltung 
von Pflegesituationen, aber auch der Pro­
zesscharakter der Pflege selbst. Phasen­
modelle sind nicht streng chronologisch 
aufzufassen, sondern ziehen sich eher als 
Themen durch den Verlauf des Krankseins 
und Pflegens, dennoch kann es nützlich 
sein, Phasen der Vororientierung, des 
Pflegebeginns der Dauerpflege, der Been­
digung und Neuorientierung reflexiv von 
einander zu trennen, um typische Proble­
me besser erkennen zu können. Die pro­
zessuale Sicht zeigt Pflege als individuel­
len, familiären und gesellschaftlichen Pro­
zess, benennt Veränderungen und verhilft 
zur Formulierung darauf bezogener Ent­
wicklungsaufgaben. Ein Verständnis aktu­
eller Pflegebeziehungen wird möglich aus 
ihrem Vergangenheits- und Zukunftsbe­
zug heraus. 

Im fünften Kapitel wird – mit Hilfe der 
Konfliktperspektive – deutlich, dass die 
Interessen und Bedürfnisse der Bezie­
hungspartner in Pflegesituationen durch­
aus divergieren können. Dies muss sich 
nicht negativ bemerkbar machen, solange 
es zum Anlass für faire Aushandlungs­
prozesse genommen wird. Konflikte re­
sultieren aus unterschiedlichen Bedürf­
nissen, aber auch aus individuell unter­
schiedlichen Interpretationen der Situati­
on und mitunter aus Rivalitäten zwischen 
Pflegepersonen. Sie treten vor allem zu 
Tage, wenn aus Sicht der pflegenden Fa­
milie Unterstützung von außen notwendig 
wird. Typische Konfliktlinien zwischen 
familialer und institutioneller Pflege erge­
ben sich aus den unterschiedlichen Sicht­
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22 weisen und Intentionen der Akteure, ins­
besondere aber auch durch Idealisierungen 
der jeweiligen Pflegeleistungen bei 
gleichzeitig geringer Anerkennung unter­
schiedlicher Kompetenzen. Die Konflikt­
perspektive fördert insgesamt ein alltags­
und lebensnahes Verständnis der Bezie­
hungsqualität in der familialen Pflege. 
Durch gestörte Kommunikation können 
Konflikte eskalieren, und die Kommuni­
kationstheorie bietet eine Reihe wirksamer 
Ansätze, wie Konflikte behoben und 
kommunikative Kompetenzen verbessert 
werden können. 

Die im sechsten Kapitel thematisierte 
Kontextperspektive kann sich auf zeitliche, 
ökologische, gesellschaftliche und kultu­
relle Rahmenbedingungen von Pflegesitua­
tionen beziehen. Das Buch beschränkt 
sich hier auf die für den gesellschaftlich­
kulturellen Bereich zentrale Geschlechter­
perspektive. Welche geschlechterspe­
zifischen Vorstellungen prägen die Rollen­
verteilung bei der Pflege, verhalten sich 
Frauen und Männer unterschiedlich, 
wenn sie schwer erkranken und pflege­
bedürftig werden, pflegen Männer und 
Frauen jeweils anders, gibt es für die Ge­
schlechter typische Pflegeeinstellungen? 
Dies sind die Fragen, welche sich aus der 
Geschlechterperspektive stellen. Die 
Forschung zeigt, dass die Krankenrolle von 
Männern und Frauen häufig unterschied­
lich erlebt wird und geschlechtertypische 
Rollenverteilungen sich auch im Verhalten 
nach Eintritt schwerer Krankheiten wider­
spiegeln können. Ebenso ausgeprägt sind 
die geschlechtertypischen Unterschiede 
im Umgang mit der Pflegerolle, mit den 
Erwartungen an die Pflege und den Inter­
pretationen der Pflegeverpflichtung. Die 
geschlechterdifferenzierende Sichtweise 
trägt wesentlich zum Verständnis der von 
Männern und Frauen unterschiedlich er­
brachten Leistungen bei, aber auch ihrer 
unterschiedlichen Belastungen. Deutlich 
wird jedoch auch ein Trend zur Anglei­
chung im geschlechtertypischen Pflege­
verständnis. Die Spannungsfelder familiä­
rer Pflege (z.B. Selbstaufgabe versus 
Selbstverwirklichung, überkommene Nor­
men versus reale Möglichkeiten, persönli­
che Bindungen und Neigungen versus 

Notwendigkeiten der Existenzsicherung 
und andere Rollenverpflichtungen, 
Hilfe-Geben-Wollen versus Hilfe-Geben-
Müssen) erfordern entsprechende 
Balanceakte zunehmend auch von pflegen­
den Männern. 
Die geschlechterdifferenzierende Per­
spektive erweist sich insgesamt als eine 
notwendige Ergänzung für das Verständ­
nis der Beziehungsqualität in familiären 
Pflegebeziehungen und bietet zugleich 
spezifische Ansätze für Veränderungen. 

In einer Schlussbetrachtung wird die 
Funktion der zuvor dargestellten wissen­
schaftlichen Perspektiven als Anregung 
zu reflektierten Entscheidungen und 
Planungen und zur Orientierung des Han­
delns beschrieben. Theorien können, 
wie der Band überzeugend zeigt, als Werk­
zeug für die Praxis genutzt werden. Der 
multiperspektivische Zugang könnte, 
wenn der hier aufgezeigte Weg von der 
Einzelperspektive zum Gesamtverständ­
nis beschritten wird, in der Tat zur „Bele­
bung alltäglicher Aushandlungsprozesse“ 
beitragen, deren gemeinsame Grund­
orientierung sich in einem neuen Leitbild 
zur Pflege in der Familie artikulieren 
könnte. Ansatzpunkte dafür liegen – als 
Konsequenz der dargestellten Perspek­
tiven – für Bubolz-Lutz im Konsens über 
die fundamentale Bedeutung der zwi­
schenmenschlichen Beziehung, die Wah­
rung der Würde der Person, die Not­
wendigkeit einer differentiellen Sicht, die 
Anerkennung des Leben in Abhängigkeit 
von Hilfe und Pflege als spezielle Lebens­
form des Alters, die Verantwortlichkeit für 
die eigene Daseinsvorsorge und Lebens­
planung, die Mitverantwortlichkeit, die 
Abwägung der Interessen und Bedürfnis­
se aller an einem Pflegearrangement 
Beteiligten, und die Unterstützung bei 
Kompetenzerwerb und Kompetenzent­
wicklung zur Bewältigung von Pflege als 
Entwicklungsaufgabe. 

Durch einen didaktischen Kunstgriff ver­
knüpft die Autorin die wissenschaftlichen 
Perspektiven mit lebensweltlichen Zwei­
feln und Erfahrungen. Am Ende eines je­
den Kapitels setzten sich in einem fiktiven 
Dialog sechs Personen, die unterschied­
liche Bedürfnisse und Interessen verkör­
pern, mit dem Nutzen der dargestellten 
wissenschaftlichen Erkenntnisse für die 
Gestaltung von Pflegesituationen aus­
einander. Ingesamt erfüllt das Buch alle 
Anforderungen an die Qualität und Strin­
genz wissenschaftlicher Argumentation 
und verdeutlicht zugleich die alltags­
praktische Relevanz von Theorie für die 
Gestaltung von Pflege in der Familie. 

Peter Zeman 

Das Buch (224 S.) ist im Jahr 2006 im 
Lambertus Verlag, Freiburg im Breisgau 
erschienen und kostet 28,00 Euro 
(ISBN-10: 3-7841-1662-0; ISBN-13: 978-3­
7841-1662-4) 
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– (Society and aging series) 
ISBN 0–89503–322–4: EUR 50.-­

Soziologische und Sozialpsychologische 

Gerontologie/Soziologie 

Wensierski, Peter: Schläge im Namen des Herrn: 
die verdrängte Geschichte der Heimkinder in 
der Bundesrepublik. – München: Deutsche Ver­
lags-Anstalt, 2006. – 207 S. 
ISBN 978–342–105–8928: EUR 19.90 

Geriatrie/Gerontopsychiatrie 

Thümler, Reiner: Die Parkinson-Krankheit: mehr 
wissen – besser verstehen: Diagnose, Verläufe 
und neue Therapien: hilfreiche Antworten auf 
die 172 häufigsten Fragen. – 3., vollst. aktual. 
Aufl. – Stuttgart: TRIAS, 2006. – 279 S. – (Basis­
wissen). ISBN 978–383–043–3217: EUR 19.95 

Sozialpolitik/Soziale Sicherung 

Demographie konkret: Seniorenpolitik in den Kom­
munen: mit zwölf vorbildlichen Beispielen aus 
der Praxis/ Bertelsmann Stiftung (Hrsg.). – 2. 
Aufl. – Gütersloh: Verlag Bertelsmann Stiftung, 
2006. – 99 S. 
ISBN 978–389–204–8602: EUR 18.-­

Wegweiser Demographischer Wandel 2020: Ana­
lysen und Handlungskonzepte für Städte und 
Gemeinden/ Bertelsmann Stiftung (Hrsg.). – 
Gütersloh: Verlag Bertelsmann Stiftung, 2006. – 
206 S. 

ISBN 978–389–204–8756: EUR 20.-­

Sozialarbeit/Selbsthilfe 

Altern und bürgerschaftliches Engagement: Aspek­
te der Vergemeinschaftung und Vergesellschaf­
tung in der Lebensphase Alter/ Klaus R. Schroe­
ter, Peter Zängl (Hrsg.). – Wiesbaden: VS Verlag 
für Sozialwissenschaften, 2006. – 286 S. – 
(Alter(n) und Gesellschaft; Bd. 12) 
ISBN 978–381–004–0848: EUR 29.90 

Lebensverhältnisse Älterer 

Bojack, Barbara: Älter werden – lebensfroh blei­
ben: wie wir uns vor Altersdepression schüt­
zen. – Originalausg. – Freiburg i.Br.: Herder, 
2006. – 156 S. – (Herder-Spektrum ; Bd. 5749). 
ISBN 978–345–105–7496: EUR 8.90 

Scherf, Henning: Grau ist bunt: was im Alter mög­
lich ist. – Freiburg i.Br.: Herder, 2006. – 191 S. 
ISBN 978–345–128–5936: EUR 19.90 

Wohnen/Wohnumfeld 

Steffen, Gabrielle: Wohnen mit Assistenz: Wohn­
formen für alte Menschen mit Unterstützungs­
bedarf und Menschen mit Behinderung als Ant­
wort auf den demografischen und gesellschaft­
lichen Wandel. – Stuttgart: Fraunhofer IRB, 
2006. – 234 S. – (Bauforschung für die Praxis ; 
Bd. 78) ISBN 978–381–677–1296: EUR 40.-­
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Heike Klussmann. – Alpnach: Verlag M. Walli­
mann, 2006. – 80 S. 
ISBN 3–908713–60–9: EUR 14.-­

Freizeit/Medien 

Hartogh, Theo: Musikgeragogik: ein bildungstheo­
retischer Entwurf: musikalische Altenbildung im 
Schnittfeld von Musikpädagogik und Geragogik. 
– Augsburg: Wissner, 2005. – 235 S. – (Forum 
Musikpädagogik ; Bd. 68). 
ISBN 3–89639–475–4: EUR 25.-
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Ariston, 2005. – 155 S. 
ISBN 3–7205–2663–1: EUR 14.95 
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sam statt einsam. – Freiburg i.Br.: Herder, 2006. 
– 173 S. – (Herder-Spektrum ; Bd. 5732). 

ISBN 978–345–105–7328: EUR 9.90
 

Hardach, Gerd: Der Generationenvertrag: Lebens­
lauf und Lebenseinkommen in Deutschland 
und in zwei Jahrhunderten. – Berlin: Duncker & 
Humblot, 2006. – 488 S. – (Schriften zur Wirt­
schafts- und Sozialgeschichte ; Bd. 82). 
ISBN 3–428–11915–0: EUR 98.-­

Thomas, William H: Die Eden-Alternative: für ein 
neues Miteinander der Generationen. – Lahr: E. 
Kaufmann, 2006. – 144 S.. 
ISBN 978–378–063–0247: EUR 16.95 

Soziale Dienste 

Block, Stefan: Wirkungsvoll präsentieren: Vorträge, 
Methoden, Selbstdarstellung. – Hannover: Vin­
centz Network, 2006. – 118 S. – (Power books). 
ISBN 978–386–630–0163: EUR 9.80 

Hölscher, Stefan: Erfolgreiche Pflegesatzverhand­
lungen: Praktikerhandbuch zu Kalkulation, LQV 
und Argumentation. – Hannover: Vincentz Net­
work, 2007. – 244 S. 
ISBN 978–386–630–0200: EUR 26.80 

Gesundheit/Ernährung/Sport 

Beyschlag, Renate: Altengymnastik und kleine 
Spiele: Anleitung für Übungsleiter in Heimen, 
Begegnungsstätten und Verbänden. – 9. Aufl. – 
München: Elsevier, 2006. – 156 S. 
ISBN 978–343–727–7207: EUR 19.95 

Schneider, Peter O: Gedanken altern nicht. – Nor­
derstedt: Books on Demand, 2006. – 156 S. 
ISBN 3–8334–5446–6: EUR 29.80 

Was macht uns gesund?: Heilung zwischen Medi­
zin und Spiritualität/ Verena Wetzstein (Hg.). – 
Freiburg i.Br.: Verlag der Katholischen Akade­
mie der Erzdiözese Freiburg, 2006. – 103 S. – 
(Tagungsberichte der Katholischen Akademie 
der Erzdiözese Freiburg) 
ISBN 978–392–869–8290: EUR 8.50 

Aktivierung/Pflege/Rehabilitation/Therapie 

Dellermann, Karin: Aktivierungskarten für die Se­
niorenarbeit: 365 Ideen für den täglichen Ein­
satz. – München: Elsevier, 2007. – 365 Karten. 
ISBN 978–343–728–0405: EUR 69.99 

Engel, Sabine: Alzheimer und Demenzen: Unter­
stützung für Angehörige: die Beziehung erhalten 
mit dem neuen Konzept der einfühlsamen Kom­
munikation. – Stuttgart : TRIAS, 2006. – 204 S. 
ISBN 978–383–043–3811: EUR 19.95 

Die Leistungs- und Qualitätsvereinbarung in der 
stationären Altenpflege: das Wesentliche er­
kennen und umsetzen/ Thomas Enders ... [et 
al.]. – Hannover: Schlütersche, 2004. – 153 S. 
ISBN 3–89993–125–4: EUR 249.-­

Sterben/Sterbebegleitung/Tod 

Begemann, Verena: Hospiz: Lehr- und Lernort des 
Lebens. – Stuttgart: W. Kohlhammer, 2006. – 
287 S. ISBN 978–317–019–6131: EUR 24.-­

Entscheidungen am Lebensende in der modernen 
Medizin: Ethik, Recht, Ökonomie und Klinik/ 
Jan Schildmann, Uwe Fahr, Jochen Vollmann 
(Hg.). – Berlin : LIT, 2006. – 268 S. – (Ethik in der 
Praxis. Kontroversen ; Bd. 24) 
ISBN 3–8258–9533–5: EUR 24.90 

Rilke, Rainer Maria: Denn Bleiben ist nirgends: 
über Alter, Verlust und Schmerz. – Frankfurt a. 
M.: Insel-Taschenbuch, 2006. – 108 S. – (Insel 
Taschenbuch ; 3222) 
ISBN 978–345–834–9228: EUR 5.-­

Über das Sterben: Entscheiden und Handeln am 
Ende des Lebens/ hrsg. von Ingo Bauerfeind, 
Gabriela Mendl, Kerstin Schill. – München: W. 
Zuckschwerdt, 2005. – 169 S. 
ISBN 3–88603–851–3: EUR 19.90 
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Berichte, Ankündigungen, Kurzinformationen 

Dritte Welle des Alterssurveys gestartet 

Im April 2007 hat die Vorbereitung der drit­
ten Welle des Alterssurveys begonnen. 
Der Alterssurvey ist eine bundesweit re­
präsentative Quer- und Längsschnittbe­
fragung und betrifft Personen in der zwei­
ten Lebenshälfte (40 Jahre und älter). Die 
Förderung des Alterssurveys erfolgt 
durch Mittel des Bundesministeriums für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ). 
In den Jahren 1996 und 2002 haben be­
reits zwei Befragungen im Rahmen des 
Alterssurveys stattgefunden. Die dritte 
Befragungswelle erfolgt nun weitere 
sechs Jahre später im Jahr 2008. Erneut 
werden Personen umfassend zu ihrer 
Lebenssituation befragt, unter anderem 
zu ihrem beruflichen Status oder ihrem 
Leben im Ruhestand, zu gesellschaftlicher 
Partizipation und nachberuflichen Aktivi­
täten, zu wirtschaftlicher Lage und Wohn­
situation, zu familiären und sonstigen 
sozialen Kontakten sowie zu Gesundheit, 
Wohlbefinden und Lebenszielen. 
Im Jahr 2008 werden drei Stichproben un­
terschieden: (1) Personen, die bereits in 
den Jahren 1996 und 2002 an den Befra­
gungen teilgenommen haben und nun er­
neut befragt werden, (2) im Jahr 2002 
erstmals befragte Personen und (3) eine 
Gruppe von rund 6000 neuen Studien­
teilnehmerinnen und Studienteilnehmern. 
Auf diese Weise lassen sich individuelle 
wie gesellschaftliche Entwicklungen über 
den Zeitraum von nunmehr 12 Jahren be­
trachten. 

Diese umfassenden Informationen über 
Personen im mittleren und höheren Er­
wachsenenalter dienen dazu, Mikrodaten 
bereitzustellen, die sowohl für die sozial-
und verhaltenswissenschaftliche 
Forschung als auch für die Sozialbericht­
erstattung genutzt werden. Die Daten 
bilden somit eine Informationsgrundlage 
für politische Entscheidungsträger, die 
interessierte Öffentlichkeit sowie für die 
wissenschaftliche Forschung. 
Die dritte Welle des Alterssurveys wird 
von Frau Katharina Mahne (wissenschaft­
liche Mitarbeiterin), und Herrn Dr. Oliver 
Huxhold (wissenschaftlicher Mitarbeiter) 
bearbeitet, unterstützt durch Katarzyna 
Kowalska, Fidan Sahyazici und Svenja 
Weinz (studentische Mitarbeiterinnen). 
Ab Januar 2008 wird der Alterssurvey 
durch eine weitere wissenschaftliche Mit­
arbeiterstelle verstärkt. Zusätzlich ergänzt 
Frau Ina Herbrich als Doktorandin das 
Team des Alterssurveys. Wir freuen uns, 
diese neuen Kolleginnen und Kollegen 
am DZA begrüßen zu können. 
Schließlich werden auch jene DZA-Kolle­
ginnen und Kollegen am Alterssurvey 
mitarbeiten, die bereits die zweite Erhe­
bungswelle durchgeführt haben. Hierzu 
zählen Herr Dr. Andreas Motel-Klingebiel, 
der das Projekt Alterssurvey leitet, sowie 
Heribert Engstler, Prof. Dr. Clemens 
Tesch-Römer und Dr. Susanne Wurm. 
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